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Liebe Leserin, lieber Leser,

Studienplätze werden geschaffen, die 
Krise geht an uns vorbei, alle deut-
schen Fußballer sind hetero. Also alles 
bärig? Mitnichten! critica blickt hinter 
die Kulissen der rosaroten Medienland-
schaft und behauptet frech: wir sind die 
Generation Krise.
Wie katastrophal die Lage an den Unis 
wirklich ist und wie sich die Kultusmi-
nisterkonferenz um sagenhafte 750.000 
verrechnen konnte, erzählt Andreas 
Keller (GEW) im Interview (Seite 5). Auf 
der letzten Seite der aktuellen Ausgabe 
beschäftigt sich Andreas Kerkemeyer 
mit einem Tabuthema des Profifußballs: 
Homophobie und Ausgrenzung. Dass 
wir nicht nur bildungs- sondern auch 
außenpolitisch in einer Krise stecken, 
zeigen Konflikte wie der zwischen Iran 
und Israel. Ronny Edry, Initiator der 
„Israel loves Iran“-Kampagne, zeichnet 
gemeinsam mit der deutsch-iranischen 
Aktivistin Marijam Sariaslani ein an-
deres Bild (Seite 10-11). Außerdem in 
dieser Ausgabe als Extra: die Finanzkri-
se verständlich erklärt als Poster zum 
Herausnehmen. critica sagt: „TOP!“
Angesichts der Krisen bleiben auch wir 
von Die Linke.SDS nicht untätig. Vor-
merken könnt ihr euch schon jetzt das 
erste Dezemberwochenende, denn da 
findet in Köln der große SDS-Kongress 
„Kapitalismus vs. Demokratie“ statt. 
Die nächste Ausgabe erscheint wie 
gehabt zum Wintersemester und zwi-
schendurch kann man von uns neuer-
dings auf www.critica-online.de lesen.

Eure critica-Redaktion

P.S.: Bei dieser Ausgabe waren viele 
neue RedakteurInnen dabei. Wenn du 
auch mitmachen willst, schick einfach 
eine Mail an: 
redaktion@critica-online.de

Du willst...
 Schreiben 
 Fotografieren
 Layouten 
 in der Redaktion mitarbeiten

Mach mit bei der critica!
info@critica-online.de  www.critica-online.de

Doch auch wer es unter die fast 40 Prozent 
AbiturientInnen eines Jahrgangs geschafft 
hat, kann sich eines Studienplatzes wegen 
hoher NC's, Doppeljahrgängen und man-
gelnder Hochschulfinanzierung keinesfalls 
sicher sein. 
Seit der Bologna-Reform herrscht auch im 
Studium Dauerdruck, weil jede Note zählt 
und jeder um seinen Masterplatz fürch-
ten muss, wenn er keinen konstant guten 
Schnitt aufweisen kann. Die Volkskrank-
heiten Burnout und Depression gehen an 
Studierenden nicht vorbei. Allein in den 
letzten fünf Jahren ist bei Studierenden die 
Zahl der Behandlungen mit Antidepressiva 
um 44 Prozent gestiegen. 

Und der Druck geht nach dem Studium 
unvermindert weiter. Trotz des immer 
wieder gepredigten Fachkräftemangels ist 
die Situation junger AkademikerInnen auf 
dem Arbeitsmarkt schwierig. Auch nach 
dem Studium folgt auf ein kaum oder gar 
nicht bezahltes Praktikum das nächste. Das 
höchste der Gefühle bleibt meist ein auf ei-
nige Monate bis maximal zwei Jahre befri-
steter Vertrag.
Diese Unsicherheit macht gefügig. Wer nicht 
lange im Betrieb ist oder eben einen befri-
steten Vertrag hat, kann schneller gegangen 
werden, verdient weniger und ist zu mehr 

Die Krise ist aber nicht bloß eine „Euro“-
Krise. Weltweit wird in armen wie reichen 
Ländern die Art, wie wir leben, neugeord-
net. So ist in Kalifornien jeder Dritte unter 
25 Jahren arbeitslos. Gleichzeitig steigen 
die Kosten für Bildung. Im Schnitt sind US-
amerikanische Studierende nach ihrem Ab-
schluss mit 24.000 Dollar verschuldet.
Aber auch im mit zweistelligen Wachstums-
raten boomenden China werden dieses Jahr 
voraussichtlich ein Drittel der 6,5 Millionen 
HochschulabsolventInnen keine Arbeit fin-

den.
Zurück bleibt eine ganze Generation ohne 
echte Perspektive und ohne Chance auf eine  
abgesicherte und selbstständige Zukunft. 
Die Welt, in der wir zukünftig leben werden, 
wird eine grundlegend andere sein als die 
unserer Eltern und Großeltern.
Es  sind fast ausschließlich grauhaarige Män-
ner jenseits der 50, die im Parlament oder 
in Unternehmensvorständen im Namen un-
serer Zukunft „sparen“. Dabei wäre ein noch 
so großer abstrakter Schuldenberg ein un-
problematisches Erbe angesichts der zerstö-
rerischen „Spar“-Versuche, mit denen ganze 
Staaten in die Armut getrieben werden. Was 
bringt uns ein etwas ausgeglichener Haus-
halt, wenn dafür der heimische Jugendclub, 
ein Lehrstuhl für ein besseres Betreuungs-

Zugeständnissen in Sachen Gehalt, Arbeits-
bedingungen oder Arbeitszeiten bereit.
Deshalb betrifft das rot-grüne Regierungs-
projekt Agenda 2010 bei Weitem nicht nur 
die drei Millionen Arbeitslose und ihre Kin-
der. Die damit einhergehend stark angestie-
gene Angst vor Arbeitslosigkeit und Hartz 
IV erhöht den Druck, einen Job bei allen 
Widrigkeiten und Zugeständnissen zu be-
halten oder anzunehmen. Hinzu kommt das 
drohende Szenario drastischer Kürzungen, 
Lohneinbußen und Entlassungswellen, wie 
sie sich derzeit in einem Großteil Europas 
abspielen. 
Das Schicksal von jungen Menschen und 
Studierenden auf der ganzen Welt kann 
schnell auch unseres sein: In Großbritannien 
und Frankreich, zwei der wohlhabendsten 
Länder der Welt, war im Januar jeder fünfte 
16- bis 24-Jährige arbeitslos. In der gesamten 
EU ist die Jugendarbeitslosigkeit von rund 
15 Prozent vor dem Crash 2008 auf 22 Pro-
zent gestiegen. In Griechenland und Spanien 
ist sie auf über 50 Prozent angestiegen. 
Und auch wer eine Arbeit findet, kann 
keine großen Sprünge machen. Das An-
fangsgehalt eines Lehrers an einer spa-
nischen Privatschule liegt bei 750 Euro. 
Davon lässt sich kaum ein Lebensunterhalt 
bestreiten. Deshalb wohnen junge Erwach-
sene immer länger bei ihren Eltern oder 
ziehen dort nach Studium oder Ausbildung 
wieder ein. 
In Italien wohnen zwei von drei 18- bis 
35-Jährigen noch oder wieder bei ihren El-
tern. Das ist eine Entwicklung, die sich auch 
in Deutschland wegen steigender Mieten 
und mangelnden Wohnraum in den Städten 
durchsetzen könnte.

werbstätigkeit ermöglicht werden, bedeutet 
Arbeitslosigkeit auch soziale Exklusion. 
Die Angst vor Arbeitslosigkeit ist bei den 15- 
bis 25-Jährigen so hoch wie noch nie. Wäh-
rend sich 2002 laut Shell-Studie in dieser 
Alterskategorie noch 55 Prozent  sorgten, er-
werbslos zu werden, waren es 2010 bereits 
über 70 Prozent.

Doch nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht 
lebt unsere Generation prekär. Seit der De-
regulierung des Arbeitsmarktes durch die 
Agenda 2010 müssen heutige und zukünf-
tige AbsolventInnen permanent um ihre 
Zukunft bangen. Das erzeugt ein ganz neues 
Lebensgefühl: Vorbei ist die Planbarkeit und 
Ruhe der 60er Jahre. Heute können Hoch-
schulabsolventInnen kaum über den Teller-
rand der nächsten 12 bis 24 Monate hinaus 
denken, weil am Ende doch immer alles an-
ders kommen kann. 
Dazu gehört auch, dass eine ganze Genera-
tion permanent unter Druck steht. Von der 
Grundschule bis zur Rente lernen und ar-
beiten wir in Konkurrenz zueinander. Denn 
die Selektion beginnt in Deutschland wegen 
des mehrgliedrigen Schulsystems beson-
ders früh: wer mit 10 oder 12 Jahren auf die 
Haupt- oder Realschule abgeschoben wird, 
hat später kaum noch Chancen auf Abitur 
und Studium. 

prekär und unzumutbar. Zustände, die man 
dem Leben der "Unterschicht" zurechnete.
Heute haben viele ein abgeschlossenes Stu-
dium, Sprachkenntnisse durch Auslandse-
mester und Berufspraxis. 
Aber für eine gesicherte Perspektive mit 
einer unbefristeten Anstellung reicht das 
nicht mehr. Entgegen der öffentlichen Debat-
te spielt sich die Krise nicht nur in der Fer-
ne in Südeuropa oder den USA ab – sie ist 
längst schon in Deutschland angekommen, 
bringt Unsicherheit und schürt Ängste vor 
dem sozialen Abstieg.
Gerade in Deutschland ist die Zahl der befri-
steten Arbeitsverträge mit einer Dauer von 
maximal zwei Jahren drastisch gestiegen. 
Besonders betroffen davon: junge Menschen 
unter 35 Jahren. Der Anteil befristeter Ar-
beitsverträge hat sich von 1995 bis 2006 
von 8 auf 15 Prozent nahezu verdoppelt – 
bei den 15- bis 20-Jährigen ist er gar auf 80 
Prozent gestiegen. Von ihnen bekommt ge-
rade einmal jeder fünfte Beschäftigte einen 
unbefristeten Arbeitsvertrag.
Wer sich immer wieder auf die Suche nach 
einem neuen Job machen muss, leidet nicht 
nur unter dauerhafter Unsicherheit. Er ist 
auch viel eher zu Abstrichen bereit – sei es 
beim Gehalt oder bei Überstunden, um dann 
doch noch für das anlaufende Projekt über-
nommen zu werden. Denn eine Lücke im 
Lebenslauf will niemand riskieren.
Seit der Agenda 2010 herrscht das Gefühl 
vor, dass ein Jahr Arbeitslosigkeit bedeutet, 
nicht mehr in den regulären Arbeitsmarkt 
zurückfinden zu können. In einer Gesell-
schaft, in der Selbstständigkeit und Freiheit, 
der Zugang zu Bildung und Kultur und da-
mit die gesellschaftliche Teilhabe durch Er-

Deutschland der Krisen-Profiteur? Die 
Krise ist schon längst da. Seit dem 
zweiten Weltkrieg hatte keine Gene-

ration so unsichere Zukunftsperspektiven 
wie die unsere. 
Unsere Omas und Opas erlebten in den 
1960er Jahren in Deutschland den Wirt-
schaftsboom und kannten weder Angst 
vor Arbeitslosigkeit noch sinkende Löhne. 
Kaum einer, der nach der Lehre nicht über-
nommen und häufig bis zur Pensionierung 
im gleichen Betrieb arbeitete – und aufstieg.

In den 80ern fühlten sich unsere Eltern viel-
leicht durch einen drohenden Atomkrieg, 
die Aufrüstung in West und Ost oder Tscher-
nobyl bedroht. Die individuelle Zukunfts-
perspektive sah aber weit weniger schlimm 
aus. Die meisten waren, wenn überhaupt, 
nur kurzzeitig ohne Arbeit, ehe sie Festan-
stellungen fanden. Durch die Öffnung der 
Hochschulen nach 1968 bekamen auch Kin-
der aus bildungsferneren Familien  bessere 
Bildungschancen.
Das Leben im 21. Jahrhundert sieht anders 
aus. Erst einmal drei Praktika nach dem 
Studium? Ein befristeter Vertrag nach dem 
anderen? Wieder nur eine halbe Projektstel-
le für acht Monate? Was für die in den 80er 
und 90er Jahren Geborenen der Alltag ist, 
bezeichnete man bei unseren Eltern noch als 

verhältnis und mehr Studienplätze oder der 
sichere Arbeitsplatz gestrichen werden? Im 
Gegenteil, so wird eine Abwärtsspirale von 
Kürzungen, Privatisierungen, schlechterer 
Ausbildung, geringerer Chancengleich-
heit, Perspektivlosigkeit, wirtschaftlichem 
Niedergang und wiederum neuen „Einspa-
rungen“ begonnen. 
Von dieser Abwärtsspirale profitiert letzten 
Endes niemand bis auf einige Konzerne und 
Banken, die daraus mittelfristig ihren Profit 
zu schlagen wissen, indem sie zum Beispiel 
den durch das Europäische Spardiktat in 
die Privatisierung gezwungenen Flughafen 
von Athen zu Spottpreisen erwerben und 
auspressen können. Es geht also nur vorder-
gründig um einen Generationen-Konflikt. 
Auch dem 70-jährigen  Durchschnittsrent-
ner werden die Altersbezüge gekürzt. Die 
reichsten 1 Prozent der Bevölkerung sind 
dagegen in den letzten Jahrzehnten prak-
tisch überall auf der Welt noch vermögender 
geworden.
Doch diese Entwicklung muss sich nicht 
zwangsläufig fortsetzen. Die Generation Kri-
se ist zugleich Zeuge großer politischer und 
sozialer Brüche. Seien sie wirtschaftlicher 
Natur wie in Griechenland oder Spanien, 
oder politischer Natur wie die Revolten im 
arabischen Raum. Die Occupy-Bewegung in 
den USA hat gezeigt, wie schnell Proteste 
selbst im Zentrum des Kapitalismus entste-
hen können. In Spanien hat die Bewegung 
der Empörten Herrschende und Medien 
gleichermaßen überrascht. Diese Proteste 
machen vielen Menschen deutlich, dass sie 
mit ihren Sorgen und Ängsten nicht alleine 
sind.  Und sie könnten dafür sorgen, dass 
sich die Aussichten ändern. 

aller Arbeitsverträge von 15- bis 20- 
Jährigen in Deutschland sind zeitlich be-
fristet. 1995 waren es laut Statistischem  
Bundesamt noch 31,5%. 

80,3%
beträgt das Einstiegsgehalt eines Psy-
chologen in Spanien. Ein junger Lehrer  
verdient Vollzeit an einer Privatschule rund 
750 Euro. 

600 €

junge Portugiesen sind in den letzten zwei 
Jahren schätzungsweise vor der Krise und  
ihren Auswirkungen geflohen und ins  
Ausland gegangen.

300.000
der insgesamt rund 6,5 Millionen Uni-
Absolventen in China werden dieses 
Jahr keinen Job finden, prognostiziert die  
Staatliche Nachrichtenagentur Xinuah.
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Eigenheim mit Garten, fester Job und 

glückliche Kinder war gestern.  

Was Mama, Papa und Oma für normal 

hielten, ist für unsere Generation nicht 

mehr selbstverständlich.  

Von Ole Guinand und Paula Rauch 

Prekäre 
Aussichten

Fo
to

: c
ri

ti
ca

 /
 O

sk
ar

 S
to

lz

„Nach dem Bachelor ging ich nach Ber-
lin, da die berufliche Perspektive hier 
besser ist. Um mein Studium in Portugal 
finanzieren zu können, musste ich einen 
hohen Bankkredit aufnehmen. Die Krite-
rien für staatliche Unterstützung wurden 
seit der Krise verschärft, Wohnheime für 
Studierende gibt es kaum. Die Krise ist 
in Portugal nicht nur im Bildungbereich 
bemerkbar: Einige Krankenhäuser stehen 
kurz davor, geschlossen zu werden.“

Catarina Principe studierte an der  
Universidade de Lisboa

„Ich studiere Architektur in Athen. Ich 
glaub nicht, dass ich nach meinem Studi-
um dort als Architekt arbeiten kann. Auch 
wenn ich für ein paar Jahre an der Uni ar-
beite, bekomme ich dafür kein Geld und 
danach wahrscheinlich keinen Job. Dafür 
müsste ich Griechenland wahrscheinlich 
verlassen.“

Kostis Benning studiert Architektur an 
der Technischen Universität Athen

„Diese Woche haben wir uns, rund 100 
Studierende, in einer Fakultät unserer 
Uni eingeschlossen, am Tag darauf auf 
dem Campus für eine bessere Bildung 
demonstriert. Aufgrund der Reduzie-
rung von staatlichen Stipendien für 
Studierende, der Erhöhung der Studien-
gebühren und durch die neue brutale 
Arbeitsmarktreform ist die derzeitige 
Situation unerträglich.“ 

José María studiert an der Universidad 
de Sevilla

Portugal

Griechenland

Spanien
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Liebe Leserin, lieber Leser,

Studienplätze werden geschaffen, die 
Krise geht an uns vorbei, alle deut-
schen Fußballer sind hetero. Also alles 
bärig? Mitnichten! critica blickt hinter 
die Kulissen der rosaroten Medienland-
schaft und behauptet frech: wir sind die 
Generation Krise.
Wie katastrophal die Lage an den Unis 
wirklich ist und wie sich die Kultusmi-
nisterkonferenz um sagenhafte 750.000 
verrechnen konnte, erzählt Andreas 
Keller (GEW) im Interview (Seite 5). Auf 
der letzten Seite der aktuellen Ausgabe 
beschäftigt sich Andreas Kerkemeyer 
mit einem Tabuthema des Profifußballs: 
Homophobie und Ausgrenzung. Dass 
wir nicht nur bildungs- sondern auch 
außenpolitisch in einer Krise stecken, 
zeigen Konflikte wie der zwischen Iran 
und Israel. Ronny Edry, Initiator der 
„Israel loves Iran“-Kampagne, zeichnet 
gemeinsam mit der deutsch-iranischen 
Aktivistin Marijam Sariaslani ein an-
deres Bild (Seite 10-11). Außerdem in 
dieser Ausgabe als Extra: die Finanzkri-
se verständlich erklärt als Poster zum 
Herausnehmen. critica sagt: „TOP!“
Angesichts der Krisen bleiben auch wir 
von Die Linke.SDS nicht untätig. Vor-
merken könnt ihr euch schon jetzt das 
erste Dezemberwochenende, denn da 
findet in Köln der große SDS-Kongress 
„Kapitalismus vs. Demokratie“ statt. 
Die nächste Ausgabe erscheint wie 
gehabt zum Wintersemester und zwi-
schendurch kann man von uns neuer-
dings auf www.critica-online.de lesen.

Eure critica-Redaktion

P.S.: Bei dieser Ausgabe waren viele 
neue RedakteurInnen dabei. Wenn du 
auch mitmachen willst, schick einfach 
eine Mail an: 
redaktion@critica-online.de

Du willst...
 Schreiben 
 Fotografieren
 Layouten 
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Doch auch wer es unter die fast 40 Prozent 
AbiturientInnen eines Jahrgangs geschafft 
hat, kann sich eines Studienplatzes wegen 
hoher NC's, Doppeljahrgängen und man-
gelnder Hochschulfinanzierung keinesfalls 
sicher sein. 
Seit der Bologna-Reform herrscht auch im 
Studium Dauerdruck, weil jede Note zählt 
und jeder um seinen Masterplatz fürch-
ten muss, wenn er keinen konstant guten 
Schnitt aufweisen kann. Die Volkskrank-
heiten Burnout und Depression gehen an 
Studierenden nicht vorbei. Allein in den 
letzten fünf Jahren ist bei Studierenden die 
Zahl der Behandlungen mit Antidepressiva 
um 44 Prozent gestiegen. 

Und der Druck geht nach dem Studium 
unvermindert weiter. Trotz des immer 
wieder gepredigten Fachkräftemangels ist 
die Situation junger AkademikerInnen auf 
dem Arbeitsmarkt schwierig. Auch nach 
dem Studium folgt auf ein kaum oder gar 
nicht bezahltes Praktikum das nächste. Das 
höchste der Gefühle bleibt meist ein auf ei-
nige Monate bis maximal zwei Jahre befri-
steter Vertrag.
Diese Unsicherheit macht gefügig. Wer nicht 
lange im Betrieb ist oder eben einen befri-
steten Vertrag hat, kann schneller gegangen 
werden, verdient weniger und ist zu mehr 

Die Krise ist aber nicht bloß eine „Euro“-
Krise. Weltweit wird in armen wie reichen 
Ländern die Art, wie wir leben, neugeord-
net. So ist in Kalifornien jeder Dritte unter 
25 Jahren arbeitslos. Gleichzeitig steigen 
die Kosten für Bildung. Im Schnitt sind US-
amerikanische Studierende nach ihrem Ab-
schluss mit 24.000 Dollar verschuldet.
Aber auch im mit zweistelligen Wachstums-
raten boomenden China werden dieses Jahr 
voraussichtlich ein Drittel der 6,5 Millionen 
HochschulabsolventInnen keine Arbeit fin-

den.
Zurück bleibt eine ganze Generation ohne 
echte Perspektive und ohne Chance auf eine  
abgesicherte und selbstständige Zukunft. 
Die Welt, in der wir zukünftig leben werden, 
wird eine grundlegend andere sein als die 
unserer Eltern und Großeltern.
Es  sind fast ausschließlich grauhaarige Män-
ner jenseits der 50, die im Parlament oder 
in Unternehmensvorständen im Namen un-
serer Zukunft „sparen“. Dabei wäre ein noch 
so großer abstrakter Schuldenberg ein un-
problematisches Erbe angesichts der zerstö-
rerischen „Spar“-Versuche, mit denen ganze 
Staaten in die Armut getrieben werden. Was 
bringt uns ein etwas ausgeglichener Haus-
halt, wenn dafür der heimische Jugendclub, 
ein Lehrstuhl für ein besseres Betreuungs-

Zugeständnissen in Sachen Gehalt, Arbeits-
bedingungen oder Arbeitszeiten bereit.
Deshalb betrifft das rot-grüne Regierungs-
projekt Agenda 2010 bei Weitem nicht nur 
die drei Millionen Arbeitslose und ihre Kin-
der. Die damit einhergehend stark angestie-
gene Angst vor Arbeitslosigkeit und Hartz 
IV erhöht den Druck, einen Job bei allen 
Widrigkeiten und Zugeständnissen zu be-
halten oder anzunehmen. Hinzu kommt das 
drohende Szenario drastischer Kürzungen, 
Lohneinbußen und Entlassungswellen, wie 
sie sich derzeit in einem Großteil Europas 
abspielen. 
Das Schicksal von jungen Menschen und 
Studierenden auf der ganzen Welt kann 
schnell auch unseres sein: In Großbritannien 
und Frankreich, zwei der wohlhabendsten 
Länder der Welt, war im Januar jeder fünfte 
16- bis 24-Jährige arbeitslos. In der gesamten 
EU ist die Jugendarbeitslosigkeit von rund 
15 Prozent vor dem Crash 2008 auf 22 Pro-
zent gestiegen. In Griechenland und Spanien 
ist sie auf über 50 Prozent angestiegen. 
Und auch wer eine Arbeit findet, kann 
keine großen Sprünge machen. Das An-
fangsgehalt eines Lehrers an einer spa-
nischen Privatschule liegt bei 750 Euro. 
Davon lässt sich kaum ein Lebensunterhalt 
bestreiten. Deshalb wohnen junge Erwach-
sene immer länger bei ihren Eltern oder 
ziehen dort nach Studium oder Ausbildung 
wieder ein. 
In Italien wohnen zwei von drei 18- bis 
35-Jährigen noch oder wieder bei ihren El-
tern. Das ist eine Entwicklung, die sich auch 
in Deutschland wegen steigender Mieten 
und mangelnden Wohnraum in den Städten 
durchsetzen könnte.

werbstätigkeit ermöglicht werden, bedeutet 
Arbeitslosigkeit auch soziale Exklusion. 
Die Angst vor Arbeitslosigkeit ist bei den 15- 
bis 25-Jährigen so hoch wie noch nie. Wäh-
rend sich 2002 laut Shell-Studie in dieser 
Alterskategorie noch 55 Prozent  sorgten, er-
werbslos zu werden, waren es 2010 bereits 
über 70 Prozent.

Doch nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht 
lebt unsere Generation prekär. Seit der De-
regulierung des Arbeitsmarktes durch die 
Agenda 2010 müssen heutige und zukünf-
tige AbsolventInnen permanent um ihre 
Zukunft bangen. Das erzeugt ein ganz neues 
Lebensgefühl: Vorbei ist die Planbarkeit und 
Ruhe der 60er Jahre. Heute können Hoch-
schulabsolventInnen kaum über den Teller-
rand der nächsten 12 bis 24 Monate hinaus 
denken, weil am Ende doch immer alles an-
ders kommen kann. 
Dazu gehört auch, dass eine ganze Genera-
tion permanent unter Druck steht. Von der 
Grundschule bis zur Rente lernen und ar-
beiten wir in Konkurrenz zueinander. Denn 
die Selektion beginnt in Deutschland wegen 
des mehrgliedrigen Schulsystems beson-
ders früh: wer mit 10 oder 12 Jahren auf die 
Haupt- oder Realschule abgeschoben wird, 
hat später kaum noch Chancen auf Abitur 
und Studium. 

prekär und unzumutbar. Zustände, die man 
dem Leben der "Unterschicht" zurechnete.
Heute haben viele ein abgeschlossenes Stu-
dium, Sprachkenntnisse durch Auslandse-
mester und Berufspraxis. 
Aber für eine gesicherte Perspektive mit 
einer unbefristeten Anstellung reicht das 
nicht mehr. Entgegen der öffentlichen Debat-
te spielt sich die Krise nicht nur in der Fer-
ne in Südeuropa oder den USA ab – sie ist 
längst schon in Deutschland angekommen, 
bringt Unsicherheit und schürt Ängste vor 
dem sozialen Abstieg.
Gerade in Deutschland ist die Zahl der befri-
steten Arbeitsverträge mit einer Dauer von 
maximal zwei Jahren drastisch gestiegen. 
Besonders betroffen davon: junge Menschen 
unter 35 Jahren. Der Anteil befristeter Ar-
beitsverträge hat sich von 1995 bis 2006 
von 8 auf 15 Prozent nahezu verdoppelt – 
bei den 15- bis 20-Jährigen ist er gar auf 80 
Prozent gestiegen. Von ihnen bekommt ge-
rade einmal jeder fünfte Beschäftigte einen 
unbefristeten Arbeitsvertrag.
Wer sich immer wieder auf die Suche nach 
einem neuen Job machen muss, leidet nicht 
nur unter dauerhafter Unsicherheit. Er ist 
auch viel eher zu Abstrichen bereit – sei es 
beim Gehalt oder bei Überstunden, um dann 
doch noch für das anlaufende Projekt über-
nommen zu werden. Denn eine Lücke im 
Lebenslauf will niemand riskieren.
Seit der Agenda 2010 herrscht das Gefühl 
vor, dass ein Jahr Arbeitslosigkeit bedeutet, 
nicht mehr in den regulären Arbeitsmarkt 
zurückfinden zu können. In einer Gesell-
schaft, in der Selbstständigkeit und Freiheit, 
der Zugang zu Bildung und Kultur und da-
mit die gesellschaftliche Teilhabe durch Er-

Deutschland der Krisen-Profiteur? Die 
Krise ist schon längst da. Seit dem 
zweiten Weltkrieg hatte keine Gene-

ration so unsichere Zukunftsperspektiven 
wie die unsere. 
Unsere Omas und Opas erlebten in den 
1960er Jahren in Deutschland den Wirt-
schaftsboom und kannten weder Angst 
vor Arbeitslosigkeit noch sinkende Löhne. 
Kaum einer, der nach der Lehre nicht über-
nommen und häufig bis zur Pensionierung 
im gleichen Betrieb arbeitete – und aufstieg.

In den 80ern fühlten sich unsere Eltern viel-
leicht durch einen drohenden Atomkrieg, 
die Aufrüstung in West und Ost oder Tscher-
nobyl bedroht. Die individuelle Zukunfts-
perspektive sah aber weit weniger schlimm 
aus. Die meisten waren, wenn überhaupt, 
nur kurzzeitig ohne Arbeit, ehe sie Festan-
stellungen fanden. Durch die Öffnung der 
Hochschulen nach 1968 bekamen auch Kin-
der aus bildungsferneren Familien  bessere 
Bildungschancen.
Das Leben im 21. Jahrhundert sieht anders 
aus. Erst einmal drei Praktika nach dem 
Studium? Ein befristeter Vertrag nach dem 
anderen? Wieder nur eine halbe Projektstel-
le für acht Monate? Was für die in den 80er 
und 90er Jahren Geborenen der Alltag ist, 
bezeichnete man bei unseren Eltern noch als 

verhältnis und mehr Studienplätze oder der 
sichere Arbeitsplatz gestrichen werden? Im 
Gegenteil, so wird eine Abwärtsspirale von 
Kürzungen, Privatisierungen, schlechterer 
Ausbildung, geringerer Chancengleich-
heit, Perspektivlosigkeit, wirtschaftlichem 
Niedergang und wiederum neuen „Einspa-
rungen“ begonnen. 
Von dieser Abwärtsspirale profitiert letzten 
Endes niemand bis auf einige Konzerne und 
Banken, die daraus mittelfristig ihren Profit 
zu schlagen wissen, indem sie zum Beispiel 
den durch das Europäische Spardiktat in 
die Privatisierung gezwungenen Flughafen 
von Athen zu Spottpreisen erwerben und 
auspressen können. Es geht also nur vorder-
gründig um einen Generationen-Konflikt. 
Auch dem 70-jährigen  Durchschnittsrent-
ner werden die Altersbezüge gekürzt. Die 
reichsten 1 Prozent der Bevölkerung sind 
dagegen in den letzten Jahrzehnten prak-
tisch überall auf der Welt noch vermögender 
geworden.
Doch diese Entwicklung muss sich nicht 
zwangsläufig fortsetzen. Die Generation Kri-
se ist zugleich Zeuge großer politischer und 
sozialer Brüche. Seien sie wirtschaftlicher 
Natur wie in Griechenland oder Spanien, 
oder politischer Natur wie die Revolten im 
arabischen Raum. Die Occupy-Bewegung in 
den USA hat gezeigt, wie schnell Proteste 
selbst im Zentrum des Kapitalismus entste-
hen können. In Spanien hat die Bewegung 
der Empörten Herrschende und Medien 
gleichermaßen überrascht. Diese Proteste 
machen vielen Menschen deutlich, dass sie 
mit ihren Sorgen und Ängsten nicht alleine 
sind.  Und sie könnten dafür sorgen, dass 
sich die Aussichten ändern. 

aller Arbeitsverträge von 15- bis 20- 
Jährigen in Deutschland sind zeitlich be-
fristet. 1995 waren es laut Statistischem  
Bundesamt noch 31,5%. 

80,3%
beträgt das Einstiegsgehalt eines Psy-
chologen in Spanien. Ein junger Lehrer  
verdient Vollzeit an einer Privatschule rund 
750 Euro. 

600 €

junge Portugiesen sind in den letzten zwei 
Jahren schätzungsweise vor der Krise und  
ihren Auswirkungen geflohen und ins  
Ausland gegangen.

300.000
der insgesamt rund 6,5 Millionen Uni-
Absolventen in China werden dieses 
Jahr keinen Job finden, prognostiziert die  
Staatliche Nachrichtenagentur Xinuah.
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Eigenheim mit Garten, fester Job und 

glückliche Kinder war gestern.  

Was Mama, Papa und Oma für normal 

hielten, ist für unsere Generation nicht 

mehr selbstverständlich.  

Von Ole Guinand und Paula Rauch 
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„Nach dem Bachelor ging ich nach Ber-
lin, da die berufliche Perspektive hier 
besser ist. Um mein Studium in Portugal 
finanzieren zu können, musste ich einen 
hohen Bankkredit aufnehmen. Die Krite-
rien für staatliche Unterstützung wurden 
seit der Krise verschärft, Wohnheime für 
Studierende gibt es kaum. Die Krise ist 
in Portugal nicht nur im Bildungbereich 
bemerkbar: Einige Krankenhäuser stehen 
kurz davor, geschlossen zu werden.“

Catarina Principe studierte an der  
Universidade de Lisboa

„Ich studiere Architektur in Athen. Ich 
glaub nicht, dass ich nach meinem Studi-
um dort als Architekt arbeiten kann. Auch 
wenn ich für ein paar Jahre an der Uni ar-
beite, bekomme ich dafür kein Geld und 
danach wahrscheinlich keinen Job. Dafür 
müsste ich Griechenland wahrscheinlich 
verlassen.“

Kostis Benning studiert Architektur an 
der Technischen Universität Athen

„Diese Woche haben wir uns, rund 100 
Studierende, in einer Fakultät unserer 
Uni eingeschlossen, am Tag darauf auf 
dem Campus für eine bessere Bildung 
demonstriert. Aufgrund der Reduzie-
rung von staatlichen Stipendien für 
Studierende, der Erhöhung der Studien-
gebühren und durch die neue brutale 
Arbeitsmarktreform ist die derzeitige 
Situation unerträglich.“ 

José María studiert an der Universidad 
de Sevilla

Portugal

Griechenland

Spanien



AkademikerInnen in den USA. Zudem 
sind die Mehrzahl der dortigen Hochschu-
len Massenuniversitäten mit schlechter 
Ausstattung und ohne Reputation. Diesem 
Beispiel soll Deutschland mit der Exzellen-
zinitiative und steigender Drittmittelfinan-
zierung folgen.
Das Diktat des Wettbewerbs setzt die Uni-
versitäten in einen Verdrängungswettbe-
werb zueinander. Für Kooperation, auf der 
wissenschaftliches Arbeiten stets beruht, 
bleibt da kein Platz mehr. Während die 
Universitäten immer mehr Geld für Fund-
raising ausgeben, sind die Wissenschaft-
lerInnen gezwungen ihre knappe Zeit in 
das Schreiben von Anträgen anstatt in 
Forschung und Lehre zu investieren. 
Die Universitäten vergessen bei all ihren 
Bemühungen um Drittmittelakquise und 
Marketing ihre ureigenen Aufgaben. Das 
Ziel der Hochschulen muss es sein, Wissen 
für die  Allgemeinheit zu produzieren und 
das bedeutet unabhängige Forschung und 
Lehre. Der von Regierung und Wirtschaft 
erzwungene Wettbewerb steht diesem 
Ziel diametral entgegen. 

„In den Hörsälen wird es 
noch ungemütlicher“
In diesem Semester studieren 750.000 Studierende mehr als erwartet. 
Wieso sich die Politik verkalkulierte, erklärt Andreas Keller. 

Interview 

Für Bund und Länder bedeutet dieser 
Mehrbedarf an Studienplätzen laut Me-
dienberichten bis zu 10 Milliarden Euro 
zusätzliche Kosten. Reicht das aus?

Wohl kaum, da wir nicht nur mehr Stu-
dienplätze brauchen, sondern auch bes-
sere Studienbedingungen und eine in-
tensivere Betreuung der Studierenden. 
Heute liegt an den Universitäten das 
Betreuungsverhältnis zwischen Profs 
und Studis bei 1:60, selbst der Wissen-
schaftsrat hat 1:40 empfohlen. Wir brau-
chen daher dringend ein Rettungspaket 
für Hochschulen, das selbst wenn es 20 
oder 30 Milliarden kostetete, deutlich 
billiger wäre als die Pakete, die über 
Nacht für die Banken geschnürt wur-
den.

Für die Studierenden bedeutet die Fehl-
einschätzung der KMK mindestens, dass 
die Hörsäle unerträglich voll sein wer-
den oder sogar, dass begehrte Plätze für 
Pflichtveranstaltungen verlost werden. 
Wie wirkt sich das für die Lehrenden 
aus?

Immer mehr Studierende bei gleich 
vielen oder gar weniger Lehrenden be-
deutet, dass der Workload für die Do-
zentinnen und Dozenten immer größer 
wird. Zusätzliche Lasten ergeben sich 
aus den zusätzlichen bürokratischen 
Aufgaben, die der Bologna-Prozess ge-
bracht hat. Gleichzeitig verschlechtern 
sich die Beschäftigungsbedingungen. 
Immer mehr Zeitverträge mit immer 
kürzeren Vertragslaufzeiten. Das ist 
nicht nur stressig für die Lehrenden, 
sondern wirkt sich am Ende auch nega-
tiv auf die Qualität von Lehre und Stu-
dium aus.

Im Wintersemester werden aus Berlin 
und Baden-Württemberg sehr große 
Doppeljahrgänge an die Hochschulen 
strömen. Mit wie vielen Erstsemestern 
kann gerechnet werden? Wie wird sich 
das auf die Studiensituation auswirken?

In Folge der doppelten Abiturjahrgän-
ge ist allein in Baden-Württemberg mit 
35.000, in Berlin mit 12.000 zusätzlich 
Studienberechtigten zu rechnen. In 
beiden Ländern fehlt es jetzt schon an 

Die Kultusministerkonferenz (KMK) 
hat vor kurzem ihre Prognosen für 
die Studierendenzahlen bis 2025 
veröffentlicht. Die bisherigen Be-
rechnungen mussten um insgesamt 
rund 750.000 Studienanfänger nach 
oben korrigiert werden. Allein in 
diesem Wintersemester hat es rund 
100.000 StudienanfängerInnen mehr 
gegeben als von der KMK erwartet.
Critica sprach mit Andreas Keller, 
dme Leiter des Bereiches Hochschu-
le und Forschung im Hauptvorstand 
der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW), über die Konse-
quenzen für die Hochschulen.

Diese Wintersemester sind 516.000 Erst-
semester an die Hochschulen geströmt 
– so viele wie noch nie – und vor allem 
rund 100.000 mehr als die von der KMK 
prognostizierten 414.000. War das wirk-
lich so überraschend?

Nein, definitiv nicht. Die bisherigen Pro-
gnosen hatten zwar abgebildet, dass für 
einige Jahre doppelte Abiturjahrgänge 
an die Hochschulen strömen werden. 
Aber einen anderen Trend hat die KMK 
einfach ausgeblendet: dass immer mehr 
Schülerinnen und Schüler eine weiter-
führende Schule besuchen, dass sich 
immer mehr junge Menschen für ein 
Studium entscheiden oder dass sich die 
Hochschulen zunehmend für beruflich 
Qualifizierte öffnen.

Wer muss für diese falschen Prognosen 
verantwortlich gemacht werden?

Die KMK selbst, die über Jahre alterna-
tive Prognosen ignoriert hat. Auch die 
jetzt vorgelegten korrigierten Berech-
nungen berücksichtigen nicht den zu-
sätzlichen Bedarf an Studienplätzen in 
den Masterstudiengängen.

Ex|zel|lenz|ini|ti|a|ti|ve
die; -[e]n, -e <deutsch> (2005 von 
der gBundesregierung ins Leben 
gerufen, um Forschung zu ver-
bessern; über die Bewilligung der 
Gelder entscheiden die DFG und 
der gWissenschaftsrat [Repräsen-
tant von Bund und Ländern]; das 
Geld kommt zu 75% vom Bund und 
zu 25% von den Ländern; gefördert 
werden Exzellenzunis, Graduierten-
schulen und Exzellenzcluster.)

Dritt|mit|tel
(Plur.) die; (nichtstaatl. Gelder, 
meist von gUnternehmen und Stif-
tungen, für konkrete Forschungs-
projekte an den Hochschulen; Bspl.: 
gDeutscheBank finanziert eine 
Professur an der Humboldt Univer-
sität Berlin; hat dafür das Recht, 
unliebsame Forschungsergeb-
nisse unter Verschluss zu halten, 
über Personal und Inhalte mit zu  
bestimmen.)

Leuchttürme für die Wirtschaft
Die Exzellenzinitiative produziert nur wenige Gewinner. Verlierer sind die meisten Hochschulen - 
und die Unabhängigkeit der Wissenschaft. Von Jannis Ehling und Alexander Hummel

Semesterbeginn an der Universität 
Frankfurt: Danielle Lichère ist auf 
dem Weg zu einer Vorlesung in 

Makroökonomie. Ihre Vorlesung findet 
im Deutsche Bank Hörsaal im House of 
Finance statt. Sie will dieses Semester 
einmal den Blick über ihre eigenen Fach-
grenzen wagen. Doch plötzlich steht sie 
vor verschlossenen Türen. Ihr fehlt die 
notwendige Erkennungskarte. Sie sagt: 
„Genau das hatte ich befürchtet. Der Hör-
saal liegt in einem Gebäudeteil, zu dem 
Nicht-VWL-Studierende keinen Zutritt 
haben. Genau wie der VWL-Fachschafts-
raum.“ Der Raum ist bestens ausgestattet 
– wie alles im House of Finance. Dafür, 
dass außer VWL-Studierenden niemand 
hereinkommt, sorgt nicht zuletzt der stets 
präsente Sicherheitsdienst. 

„Die Hörsäle bei uns sind ständig über-
füllt. Wir haben kaum Kontakt zu unseren 
Profs,“ erzählt Danielle aus ihrem Uni-
Alltag. Im House of Finance dagegen sind 
neun Lehrstühle von Unternehmen gestif-
tet. Ein Großteil der Universitätsgelder 
fließt dorthin. Gleichzeitig bleibt anderen 
Fachbereichen nichts anderes übrig als 
den Mangel zu verwalten. Die Frankfurter 
Hochschule ist nur eine der vielen neuen 
Exzellenzuniversitäten. Dieses Jahr sollen 
es wieder ein paar mehr werden. 
In der anstehenden dritten Runde der 
Exzellenzinitiative werden 2,7 Milliarden 
Euro vom Staat an die Unis verteilt. Laut 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG) soll die Exzellenzinitiative so dafür 
sorgen, dass die Qualität der Forschung in 
der Breite steigt. Harvard und Yale sind 
die leuchtenden Vorbilder. Um dieses Ziel 
zu erreichen, treten die deutschen Uni-
versitäten in den von der Regierung ge-
wünschten Wettbewerb um Gelder. 
Die Hochschulen werben mit ihren Vor-
zeigefachbereichen für sich. Welche das 
sind, entscheiden DFG und Wissenschafts-
rat. Ein Blick auf ihre Auswahl in den 
ersten beiden Exzellenzrunden 
zeigt deren Absichten. Ge-
fördert wird, was sich 
gut verkaufen lässt: 
Zum Beispiel Bio-, 
Nano- und Compu-
tertechnologien. 

Geisteswissenschaftliche Projekte haben 
so gut wie keine Chance. Hier und da gibt 
es ein Alibiprojekt. Die versprochene Brei-
tenförderung gibt es nicht. Stattdessen be-
kommen wenige Leuchtturmprojekte den 
Großteil der Fördermittel zugesprochen. 
Die Universitäten, die leer ausgehen, wer-
den zu Bildungseinrichtungen zweiter 
Klasse abgestempelt.

Ihre verbleibenden Hoffnungen setzen die 
Verlierer der Exzellenzinitiative in Dritt-
mittel von Unternehmen und Stiftungen. 
Diese machen mittlerweile bis zu 30 Pro-
zent der Forschungsgelder aus. Seit Jah-
ren steigt ihr Anteil. Von 1995 bis heute 
wurden die Drittmittel verdoppelt. Doch 
die Unternehmen spenden meist nicht un-
eigennützig. Im Gegenteil, die Gelder sind 
zweckgebunden.Ein besonders krasses 
Beispiel ist die Goethe-Universität. Sie ist 
seit ein paar Jahren eine Stiftungsuniversi-
tät. Deutsche Bank und Co steuerten Geld 
zum Neubau der wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät bei. Die Hörsäle sind nach 
Banken benannt und in den Fluren hän-
gen deren Logos. Der Kontakt zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft ist sehr eng. 
Die Fakultät wird zu 50 Prozent aus Dritt-
mitteln finanziert. Geforscht wird über 
Finanzwissenschaft und Themen, die den 
Banken nutzen. Am E-Finance-Lab wird 
zum Beispiel nach eigener Aussage mit 
dem Ziel, „umsetzbare Forschungser-
gebnisse“ zu produzieren, zur „Indus-
trialisierung des Finanzdienstlei-
stungssektors“ geforscht. Hierfür 
„kooperiert“ das Institut „eng 
mit seinen Partnerunterneh-
men“ wie der Deutsche Börse 
Group oder der Telekom. 
Unabhängige Wissen-
schaft? Fehlanzeige. 

Derartige Entwicklungen sind kein Einzel-
fall. Über die Verteilung der Drittmittel 
entscheiden die Unternehmen. Besonders 
gut schneiden dabei die Exzellenzuniver-
sitäten ab. Und was macht der Staat? Er 
fördert die Hochschulen, die besonders 
fleißig Drittmittel sammeln. Hier regiert 
das Matthäus-Prinzip – wer hat, dem wird 
gegeben. Gleiches gilt für die Universitäts-
fachbereiche: diejenigen, die besonders 
viele Drittmittel anhäufen, werden von 
den Hochschulleitungen verstärkt geför-
dert.

Im Wettstreit der Universitäten wird eines 
vergessen: wo Gewinner entstehen, muss 
es auch Verlierer geben. Ein Blick in die 
USA macht das deutlich. Eine Universi-
tät wie Yale verfügt über einen Etat wie 
alle Unis im Bundesland NRW zusammen. 
Die Kehrseite: Studierende in den USA 
nehmen riesige Studienkredite auf, um 
ihr Studium zu finanzieren. Die meisten 
von ihnen verlassen die Hochschule mit 
durchschnittlich 24.000 Dollar Schulden. 
Wer dann nicht sofort einen Job findet, 
steckt in der Schuldenfalle. Dieses Ri-
siko wollen viele Studierende nicht 
mehr eingehen. Nicht umsonst 
herrscht ein Mangel an  

Studienplätzen: in Berlin lockt der at-
traktive Standort Studis an, in Baden-
Württemberg geizt die Regierung seit 
Jahren an Studienplätzen und besetzt 
die Arbeitsplätze mit Absolventen aus 
anderen Bundesländern. Der Numerus 
Clausus dürfte noch härter werden, in 
den Hörsälen wird es immer ungemüt-
licher – wenn nicht Bund und Länder 
rechtzeitig gegensteuern.

Wie sollte die Politik kurzfristig auf die 
katastrophale Situation an den Hoch-
schulen reagieren?

Der Hochschulpakt 2020 muss dringend 
aufgestockt und über das Jahr 2020 
hinaus verlängert werden. Der Studie-
rendenberg ist kein Berg, sondern ein 
Hochplateau. Deshalb müssen mehr 
Studienplätze geschaffen und mehr Leh-
rende eingestellt werden, und zwar zu 
anständigen Bedingungen.

Wie könnte das Bildungssystem langfri-
stig wieder verbessert werden?

Die Politik muss den Trend akzeptieren, 
dass das Hochschulstudium für eine 
wachsende Mehrheit junger Menschen 
zur Regelausbildung wird. Wir brauchen 
daher ein integriertes Schulsystem, das 
auf individuelle Förderung ausgerichtet 
ist, und eine radikale soziale Öffnung 
der Hochschulen. Bildung ist keine 
Ware, sondern ein Menschenrecht! 

Gefördert wird,
was sich gut
verkaufen lässt

Eine Universität wie Yale 
hat einen Etat wie alle 
Hochschulen in NRW

Die Hörsäle sind nach 
Banken benannt, in den 
Fluren hängen ihre Logos

Warum ist mein Hörsaal so voll?
Und warum ist sogar noch das uninter-
essanteste Studienfach zulassungsbe-
schränkt? Wusstest du, dass so viele 
Deutsche zum Studieren nach Österreich 
fliehen, dass man dort über Quoten nach-
denkt? 

Hintergrundinfos, Tipps und mehr 
Artikel zur Überfüllung der Hoch-
schulen, Bildungsstreik und anderen 
Themen:

Jetzt nachlesen: www.critica-online.de

Zeichnung: Birte Seeger
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Das Interview führte Paula Rauch



AkademikerInnen in den USA. Zudem 
sind die Mehrzahl der dortigen Hochschu-
len Massenuniversitäten mit schlechter 
Ausstattung und ohne Reputation. Diesem 
Beispiel soll Deutschland mit der Exzellen-
zinitiative und steigender Drittmittelfinan-
zierung folgen.
Das Diktat des Wettbewerbs setzt die Uni-
versitäten in einen Verdrängungswettbe-
werb zueinander. Für Kooperation, auf der 
wissenschaftliches Arbeiten stets beruht, 
bleibt da kein Platz mehr. Während die 
Universitäten immer mehr Geld für Fund-
raising ausgeben, sind die Wissenschaft-
lerInnen gezwungen ihre knappe Zeit in 
das Schreiben von Anträgen anstatt in 
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Die Universitäten vergessen bei all ihren 
Bemühungen um Drittmittelakquise und 
Marketing ihre ureigenen Aufgaben. Das 
Ziel der Hochschulen muss es sein, Wissen 
für die  Allgemeinheit zu produzieren und 
das bedeutet unabhängige Forschung und 
Lehre. Der von Regierung und Wirtschaft 
erzwungene Wettbewerb steht diesem 
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In diesem Semester studieren 750.000 Studierende mehr als erwartet. 
Wieso sich die Politik verkalkulierte, erklärt Andreas Keller. 
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Für Bund und Länder bedeutet dieser 
Mehrbedarf an Studienplätzen laut Me-
dienberichten bis zu 10 Milliarden Euro 
zusätzliche Kosten. Reicht das aus?

Wohl kaum, da wir nicht nur mehr Stu-
dienplätze brauchen, sondern auch bes-
sere Studienbedingungen und eine in-
tensivere Betreuung der Studierenden. 
Heute liegt an den Universitäten das 
Betreuungsverhältnis zwischen Profs 
und Studis bei 1:60, selbst der Wissen-
schaftsrat hat 1:40 empfohlen. Wir brau-
chen daher dringend ein Rettungspaket 
für Hochschulen, das selbst wenn es 20 
oder 30 Milliarden kostetete, deutlich 
billiger wäre als die Pakete, die über 
Nacht für die Banken geschnürt wur-
den.

Für die Studierenden bedeutet die Fehl-
einschätzung der KMK mindestens, dass 
die Hörsäle unerträglich voll sein wer-
den oder sogar, dass begehrte Plätze für 
Pflichtveranstaltungen verlost werden. 
Wie wirkt sich das für die Lehrenden 
aus?

Immer mehr Studierende bei gleich 
vielen oder gar weniger Lehrenden be-
deutet, dass der Workload für die Do-
zentinnen und Dozenten immer größer 
wird. Zusätzliche Lasten ergeben sich 
aus den zusätzlichen bürokratischen 
Aufgaben, die der Bologna-Prozess ge-
bracht hat. Gleichzeitig verschlechtern 
sich die Beschäftigungsbedingungen. 
Immer mehr Zeitverträge mit immer 
kürzeren Vertragslaufzeiten. Das ist 
nicht nur stressig für die Lehrenden, 
sondern wirkt sich am Ende auch nega-
tiv auf die Qualität von Lehre und Stu-
dium aus.

Im Wintersemester werden aus Berlin 
und Baden-Württemberg sehr große 
Doppeljahrgänge an die Hochschulen 
strömen. Mit wie vielen Erstsemestern 
kann gerechnet werden? Wie wird sich 
das auf die Studiensituation auswirken?

In Folge der doppelten Abiturjahrgän-
ge ist allein in Baden-Württemberg mit 
35.000, in Berlin mit 12.000 zusätzlich 
Studienberechtigten zu rechnen. In 
beiden Ländern fehlt es jetzt schon an 

Die Kultusministerkonferenz (KMK) 
hat vor kurzem ihre Prognosen für 
die Studierendenzahlen bis 2025 
veröffentlicht. Die bisherigen Be-
rechnungen mussten um insgesamt 
rund 750.000 Studienanfänger nach 
oben korrigiert werden. Allein in 
diesem Wintersemester hat es rund 
100.000 StudienanfängerInnen mehr 
gegeben als von der KMK erwartet.
Critica sprach mit Andreas Keller, 
dme Leiter des Bereiches Hochschu-
le und Forschung im Hauptvorstand 
der Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW), über die Konse-
quenzen für die Hochschulen.

Diese Wintersemester sind 516.000 Erst-
semester an die Hochschulen geströmt 
– so viele wie noch nie – und vor allem 
rund 100.000 mehr als die von der KMK 
prognostizierten 414.000. War das wirk-
lich so überraschend?

Nein, definitiv nicht. Die bisherigen Pro-
gnosen hatten zwar abgebildet, dass für 
einige Jahre doppelte Abiturjahrgänge 
an die Hochschulen strömen werden. 
Aber einen anderen Trend hat die KMK 
einfach ausgeblendet: dass immer mehr 
Schülerinnen und Schüler eine weiter-
führende Schule besuchen, dass sich 
immer mehr junge Menschen für ein 
Studium entscheiden oder dass sich die 
Hochschulen zunehmend für beruflich 
Qualifizierte öffnen.

Wer muss für diese falschen Prognosen 
verantwortlich gemacht werden?

Die KMK selbst, die über Jahre alterna-
tive Prognosen ignoriert hat. Auch die 
jetzt vorgelegten korrigierten Berech-
nungen berücksichtigen nicht den zu-
sätzlichen Bedarf an Studienplätzen in 
den Masterstudiengängen.

Ex|zel|lenz|ini|ti|a|ti|ve
die; -[e]n, -e <deutsch> (2005 von 
der gBundesregierung ins Leben 
gerufen, um Forschung zu ver-
bessern; über die Bewilligung der 
Gelder entscheiden die DFG und 
der gWissenschaftsrat [Repräsen-
tant von Bund und Ländern]; das 
Geld kommt zu 75% vom Bund und 
zu 25% von den Ländern; gefördert 
werden Exzellenzunis, Graduierten-
schulen und Exzellenzcluster.)

Dritt|mit|tel
(Plur.) die; (nichtstaatl. Gelder, 
meist von gUnternehmen und Stif-
tungen, für konkrete Forschungs-
projekte an den Hochschulen; Bspl.: 
gDeutscheBank finanziert eine 
Professur an der Humboldt Univer-
sität Berlin; hat dafür das Recht, 
unliebsame Forschungsergeb-
nisse unter Verschluss zu halten, 
über Personal und Inhalte mit zu  
bestimmen.)

Leuchttürme für die Wirtschaft
Die Exzellenzinitiative produziert nur wenige Gewinner. Verlierer sind die meisten Hochschulen - 
und die Unabhängigkeit der Wissenschaft. Von Jannis Ehling und Alexander Hummel

Semesterbeginn an der Universität 
Frankfurt: Danielle Lichère ist auf 
dem Weg zu einer Vorlesung in 

Makroökonomie. Ihre Vorlesung findet 
im Deutsche Bank Hörsaal im House of 
Finance statt. Sie will dieses Semester 
einmal den Blick über ihre eigenen Fach-
grenzen wagen. Doch plötzlich steht sie 
vor verschlossenen Türen. Ihr fehlt die 
notwendige Erkennungskarte. Sie sagt: 
„Genau das hatte ich befürchtet. Der Hör-
saal liegt in einem Gebäudeteil, zu dem 
Nicht-VWL-Studierende keinen Zutritt 
haben. Genau wie der VWL-Fachschafts-
raum.“ Der Raum ist bestens ausgestattet 
– wie alles im House of Finance. Dafür, 
dass außer VWL-Studierenden niemand 
hereinkommt, sorgt nicht zuletzt der stets 
präsente Sicherheitsdienst. 

„Die Hörsäle bei uns sind ständig über-
füllt. Wir haben kaum Kontakt zu unseren 
Profs,“ erzählt Danielle aus ihrem Uni-
Alltag. Im House of Finance dagegen sind 
neun Lehrstühle von Unternehmen gestif-
tet. Ein Großteil der Universitätsgelder 
fließt dorthin. Gleichzeitig bleibt anderen 
Fachbereichen nichts anderes übrig als 
den Mangel zu verwalten. Die Frankfurter 
Hochschule ist nur eine der vielen neuen 
Exzellenzuniversitäten. Dieses Jahr sollen 
es wieder ein paar mehr werden. 
In der anstehenden dritten Runde der 
Exzellenzinitiative werden 2,7 Milliarden 
Euro vom Staat an die Unis verteilt. Laut 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG) soll die Exzellenzinitiative so dafür 
sorgen, dass die Qualität der Forschung in 
der Breite steigt. Harvard und Yale sind 
die leuchtenden Vorbilder. Um dieses Ziel 
zu erreichen, treten die deutschen Uni-
versitäten in den von der Regierung ge-
wünschten Wettbewerb um Gelder. 
Die Hochschulen werben mit ihren Vor-
zeigefachbereichen für sich. Welche das 
sind, entscheiden DFG und Wissenschafts-
rat. Ein Blick auf ihre Auswahl in den 
ersten beiden Exzellenzrunden 
zeigt deren Absichten. Ge-
fördert wird, was sich 
gut verkaufen lässt: 
Zum Beispiel Bio-, 
Nano- und Compu-
tertechnologien. 

Geisteswissenschaftliche Projekte haben 
so gut wie keine Chance. Hier und da gibt 
es ein Alibiprojekt. Die versprochene Brei-
tenförderung gibt es nicht. Stattdessen be-
kommen wenige Leuchtturmprojekte den 
Großteil der Fördermittel zugesprochen. 
Die Universitäten, die leer ausgehen, wer-
den zu Bildungseinrichtungen zweiter 
Klasse abgestempelt.

Ihre verbleibenden Hoffnungen setzen die 
Verlierer der Exzellenzinitiative in Dritt-
mittel von Unternehmen und Stiftungen. 
Diese machen mittlerweile bis zu 30 Pro-
zent der Forschungsgelder aus. Seit Jah-
ren steigt ihr Anteil. Von 1995 bis heute 
wurden die Drittmittel verdoppelt. Doch 
die Unternehmen spenden meist nicht un-
eigennützig. Im Gegenteil, die Gelder sind 
zweckgebunden.Ein besonders krasses 
Beispiel ist die Goethe-Universität. Sie ist 
seit ein paar Jahren eine Stiftungsuniversi-
tät. Deutsche Bank und Co steuerten Geld 
zum Neubau der wirtschaftswissenschaft-
lichen Fakultät bei. Die Hörsäle sind nach 
Banken benannt und in den Fluren hän-
gen deren Logos. Der Kontakt zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft ist sehr eng. 
Die Fakultät wird zu 50 Prozent aus Dritt-
mitteln finanziert. Geforscht wird über 
Finanzwissenschaft und Themen, die den 
Banken nutzen. Am E-Finance-Lab wird 
zum Beispiel nach eigener Aussage mit 
dem Ziel, „umsetzbare Forschungser-
gebnisse“ zu produzieren, zur „Indus-
trialisierung des Finanzdienstlei-
stungssektors“ geforscht. Hierfür 
„kooperiert“ das Institut „eng 
mit seinen Partnerunterneh-
men“ wie der Deutsche Börse 
Group oder der Telekom. 
Unabhängige Wissen-
schaft? Fehlanzeige. 

Derartige Entwicklungen sind kein Einzel-
fall. Über die Verteilung der Drittmittel 
entscheiden die Unternehmen. Besonders 
gut schneiden dabei die Exzellenzuniver-
sitäten ab. Und was macht der Staat? Er 
fördert die Hochschulen, die besonders 
fleißig Drittmittel sammeln. Hier regiert 
das Matthäus-Prinzip – wer hat, dem wird 
gegeben. Gleiches gilt für die Universitäts-
fachbereiche: diejenigen, die besonders 
viele Drittmittel anhäufen, werden von 
den Hochschulleitungen verstärkt geför-
dert.

Im Wettstreit der Universitäten wird eines 
vergessen: wo Gewinner entstehen, muss 
es auch Verlierer geben. Ein Blick in die 
USA macht das deutlich. Eine Universi-
tät wie Yale verfügt über einen Etat wie 
alle Unis im Bundesland NRW zusammen. 
Die Kehrseite: Studierende in den USA 
nehmen riesige Studienkredite auf, um 
ihr Studium zu finanzieren. Die meisten 
von ihnen verlassen die Hochschule mit 
durchschnittlich 24.000 Dollar Schulden. 
Wer dann nicht sofort einen Job findet, 
steckt in der Schuldenfalle. Dieses Ri-
siko wollen viele Studierende nicht 
mehr eingehen. Nicht umsonst 
herrscht ein Mangel an  

Studienplätzen: in Berlin lockt der at-
traktive Standort Studis an, in Baden-
Württemberg geizt die Regierung seit 
Jahren an Studienplätzen und besetzt 
die Arbeitsplätze mit Absolventen aus 
anderen Bundesländern. Der Numerus 
Clausus dürfte noch härter werden, in 
den Hörsälen wird es immer ungemüt-
licher – wenn nicht Bund und Länder 
rechtzeitig gegensteuern.

Wie sollte die Politik kurzfristig auf die 
katastrophale Situation an den Hoch-
schulen reagieren?

Der Hochschulpakt 2020 muss dringend 
aufgestockt und über das Jahr 2020 
hinaus verlängert werden. Der Studie-
rendenberg ist kein Berg, sondern ein 
Hochplateau. Deshalb müssen mehr 
Studienplätze geschaffen und mehr Leh-
rende eingestellt werden, und zwar zu 
anständigen Bedingungen.

Wie könnte das Bildungssystem langfri-
stig wieder verbessert werden?

Die Politik muss den Trend akzeptieren, 
dass das Hochschulstudium für eine 
wachsende Mehrheit junger Menschen 
zur Regelausbildung wird. Wir brauchen 
daher ein integriertes Schulsystem, das 
auf individuelle Förderung ausgerichtet 
ist, und eine radikale soziale Öffnung 
der Hochschulen. Bildung ist keine 
Ware, sondern ein Menschenrecht! 

Gefördert wird,
was sich gut
verkaufen lässt

Eine Universität wie Yale 
hat einen Etat wie alle 
Hochschulen in NRW

Die Hörsäle sind nach 
Banken benannt, in den 
Fluren hängen ihre Logos

Warum ist mein Hörsaal so voll?
Und warum ist sogar noch das uninter-
essanteste Studienfach zulassungsbe-
schränkt? Wusstest du, dass so viele 
Deutsche zum Studieren nach Österreich 
fliehen, dass man dort über Quoten nach-
denkt? 

Hintergrundinfos, Tipps und mehr 
Artikel zur Überfüllung der Hoch-
schulen, Bildungsstreik und anderen 
Themen:

Jetzt nachlesen: www.critica-online.de

Zeichnung: Birte Seeger
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Das Interview führte Paula Rauch



Die Verfasste Studierendenschaft ist eine Er-
rungenschaft, für die frühere Studierenden-
Generationen lange gekämpft haben. Sie 
abschaffen zu wollen, ist undemokratisch.

6      Hochschule

Der RCDS möchte die Verfasste Studierendenschaft in Baden-Württemberg verhindern und 
schadet damit allen Studierenden. Von Alexander Hummel und Tupac Orellana.

und Ministerien weiterhin abhängig sein.
Nach der Ansicht des RCDS sind Verfasste 
Studierendenschaften geprägt durch 
Zwangsbeiträge, Zwangsmitgliedschaft 
und Geldverschwendung. Doch diese 
Vorwürfe gehen an der Realität vorbei. 
Die Haltung des RCDS ist antidemokra-
tisch und seine Argumente fadenscheinig. 
Auch Studiengebühren sind zum Beispiel 
Zwangsbeiträge und eine Zwangsmit-
gliedschaft für Studierende besteht auch 
beim Studentenwerk. Während der RCDS 
die Beiträge zur VS von etwa 10 Euro pro 
Semester kritisiert, verteidigt er die Studi-
engebühren von meist 500 Euro pro Seme-
ster. 
Wegen vereinzelter Verschwendungen 
von Geldern der VS zu fordern, deren Mit-
gliedsbeiträge abzuschaffen, ist abenteu-
erlich. Einerseits werden damit Projekte 
finanziert, die einen zentralen Teil des Nut-
zens der VS für Studierende ausmachen. 
Andererseits müsste der RCDS, würde er 
seinen eigenen Gedanken zu Ende denken, 
angesichts von gigantischen Verschwen-
dungen von Steuermitteln auch fordern, 
Steuern abzuschaffen. Außerdem ermög-
licht nur die VS, dass die Interessen der 
Studierenden gegenüber der Hochschul-
leitung effektiv vertreten werden können. 
So könnte z.B. die Arbeit des Studierenden-
rates an der Uni Jena und an allen anderen 
Hochschulen nicht stattfinden, wenn es 
keine VS gäbe. 
Durch die VS können sich Studierende 
selbst verwalten, indem sie sich zu einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts zu-
sammenschließen, der alle Studierenden 
einer Hochschule angehören. Die gewählte 
Studierendenvertretung kann sich damit 
selbst eine Satzung geben und Beiträge 
von ihren Mitgliedern erheben und die 
gewählten Verantwortlichen können für 
eventuellen Missbrauch von Mitteln zur 
Verantwortung gezogen werden. Auch des-

Ohne mich heißt die aktuelle 
Kampagne des Ring-Christlich-
Demokratischer-Studenten (RCDS) 

Baden-Württemberg. Der CDU-nahe Studie-
rendenverband streitet gegen eine Zwangs-
mitgliedschaft, sowie Zwangsbeiträge, die 
„selbst aus der eigenen Tasche“ bezahlt 
werden sollen. Er fordert auf, „ein Zeichen 
zu setzen“ gegen ein Monstrum, das Beiträ-
ge „für Sex-Shop-Besuche, Luxusessen und 
Flüge nach Kuba verschleudere“. 

Dieses Monstrum, dem der RCDS Baden-
Württemberg den Kampf angesagt hat, ist 
die Grundlage für die Bildung von Studie-
rendenparlamenten und Studierendenrä-
ten und nennt sich Verfasste Studieren-
denschaft (VS). Ohne diese ist die effektive 
Interessenvertretung der Studierenden 
nicht möglich. Mit ihr können dagegen 
konkrete Verbesserungen für alle Studie-
rende an der Hochschule bewirkt werden. 
Eine dieser StudierendenvertreterInnen, 
die sich für konkrete Verbesserungen an 
ihren Hochschulen einsetzen, ist Stepha-
nie Borck. Die 23-jährige Soziologiestu-
dentin ist gerade auf dem Weg zur alle 
zwei Wochen stattfindenden Sitzung des 
Studierendenrats (StuRa) der Universtität 
Jena. Neben ihrem Studium engagiert sie 
sich seit Sommer 2010, als sie von den Stu-
dierenden ihrer Universität in den StuRa 
ihrer Uni gewählt wurde, im Referat für 
Hochschulpolitik. Auf der Tagesordnung 
des StuRa stehen heute die derzeitigen 
Verhandlungen mit den örtlichen Ver-
kehrsunternehmen zum Studi-Semesterti-
cket und die Einführung einer Zivilklausel, 
um rüstungsrelevante Forschung an der 
Uni zu verbieten. Für die Sitzung hat sich 
Stephanie den ganzen Abend freigehalten. 

Vor der heutigen Sitzung hat sie bereits E-
Mails für das Referat für Hochschulpolitik 
beantwortet und eine Pressemitteilung zur 
geplanten finanziellen Kürzung im Hoch-
schulbereich durch die Thüringer Landes-
regierung geschrieben.
Bayern und Baden-Württemberg sind bis-
her die einzigen Bundesländer, wo sich 
derartige Szenen nicht ereignen. Dort 
wurden die VS einst mit der Begründung 
abgeschafft, dass diese eine Brutstätte 
des Terrorismus wären und sie die RAF 
unterstützten. Dass dahinter tatsächlich 
parteipolitisches Kalkül stand, machte der 
ehemalige Ministerpräsident Baden-Württ-
embergs Hans Filbinger 1977 klar, als er 
erklärte: Wenn es uns gelänge, mit dem 
RCDS, der Jungen Union oder der Schüler-
Union die Asten zu besetzen, wäre die Lage 
anders." Die konkrete Konsequenz dieser 
Parteipolitik: Die Studierenden in Baden-
Württemberg und Bayern sind mundtot. 

Verhandlungen im Namen der Studieren-
den, z.B. um günstigere Semestertickets 
durchzusetzen, sind unmöglich. Studen-
tische Initiativen, von der Vortragsreihe 
zum Thema Rassismus bis zur Demonstra-
tion gegen überfüllte Hörsäle, können oft 
nicht stattfinden, weil es keine offizielle 
Studierendenvertretung gibt, die diese fi-
nanzieren könnte. Auch für studentische 
Beratungsgebote, sei es zum BaFöG oder 
zur psychischen Belastung im Studium 
fehlt das Geld. 
Wenn es nach dem RCDS ginge, würde das 
alles auch so bleiben. Nach ihm sollen die 
studentischen VertreterInnen der nicht 
verfassten Studierendenschaften von 
Geldern und Mitarbeit von Hochschulen 

halb ist die Kritik des RCDS für Stephanie 
unverständlich: „Ohne eine unabhängige 
VS ist eine kritische und selbstständige 
Arbeit kaum möglich, Demokratie an der 
Hochschule unmöglich. Doch Demokratie 
muss auch an den Hochschulen gelebt 
werden“, betont sie. 

Doch auch die VS ist nicht das Ende der 
Fahnenstange. Auch mit ihr bleiben die 
Möglichkeiten zur Mitbestimmung von 
Studierenden an der Hochschule ver-
gleichsweise klein. Die Studierendenpro-
teste der letzten Jahre haben aber gezeigt: 
Die Studierenden wollen an der Hochschu-
le mitbestimmen.  Dass sie dies einfordern, 
ist nicht überzogen, sondern sollte in einer 
demokratischen Gesellschaft selbstver-
ständlich sein – schließlich stellen sie an 
der Hochschule die größte Statusgruppe. 
Ebenso selbstverständlich sollte es sein, 
auf diese Forderungen einzugehen. Vor 
diesem Hintergrund wirkt das Bemühen 
des RCDS, die Wiedereinführung der VS in 
Baden-Württemberg verhindern zu wollen, 
rückwärtsgewandt. Anstatt die demokra-
tische Mitbestimmung der Studierenden 
einzuschränken, muss sie ausgebaut wer-
den. Die Wiedereinführung der VS in Ba-
den-Württemberg ist hierfür ein Anfang. 


Feindbild Verfasste Studierendenschaft

Studentische Mitbestimmung 
sollte in einer Demokratie 
selbstverständlich sein

Das Monstrum 
Verfasste Studierendenschaft

Studierende in 
Baden-Württemberg und 
Bayern sind mundtod

Alexander Hummel studiert in Heidelberg 
und engagiert sich seit mehreren Jahren für 
die Wiedereinführung der Verfassten Studie-
rendenschaft in Baden-Württemberg. 
Tupac Orellana studiert in Passau und ist 
aktiv in Die Linke.SDS Bayern und in der 
Bildungsstreik-Bewegung.
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Explaining the crisis

critica

Der Kapitalismus ist ein  
krisenanfälliges System. Doch in der 
Periode nach dem zweiten Weltkrieg 
erlebte er einen über zwei Jahrzehn-
te andauernden Aufschwung: die 
goldenen 60er. Nach dem zweiten 
Weltkrieg musste vieles wieder 
aufgebaut werden und mit dem 
Fordismus kam der Massenkonsum. 
Die Wirtschaft boomte, aber auch 
die Arbeiterbewegung war nicht zu 
unterschätzen.

Die Gewerkschaften waren stark und erkämpften 
höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen. 
Dadurch wurde es für das Kapital aber auch teu-
rer zu produzieren. Denn höhere Löhne bedeuten 
mehr Produktionskosten und die wiederum 
weniger Profit.

Der Motor des Kapitalismus ist das 
permanente Streben nach PROFIT - 
also dem Ziel, aus Geld mehr Geld zu 
machen. Das ist keine individuelle 
Gier von Bänkern oder Kapitalisten 
sondern systemisch bedingt. 

Um Kapital zu ver-
mehren, muss es 
investiert werden. In 
eine neue Maschine, 
eine zusätzliche Fabrik, 
die Erforschung und 
Herstellung eines neuen 
Produkts. Im besten Fall 
kann damit dann kosten-
günstiger oder mehr 
produziert werden, 
oder ein neuer Markt 
erschlossen werden und 
so am Ende mehr Geld 
eingenommen wer-
den, als ursprünglich 
investiert. Wieviel mehr 
am Ende herumkommt, 
bezeichnet man als 
PROFITRATE. 

Es reicht nicht mehr aus, direkte Investi-
tionen beispielsweite in ein Unternehmen 
in Form von Aktien, Immobilien oder 
Rohstoffen zu tätigen. Man wettet quasi 
auch auf der Meta-Ebene darauf, ob diese 
Kurse steigen oder fallen werden. Diese 
Wettscheine nennen sich DERIVATE. Das 
Derivatevolume belief sich 2005 auf unge-
fähr das Zehnfache des Weltsozialprodukts.

Und so kam es, dass auch in dieser 
Periode wieder der Zeitpunkt 
erreicht wurde, dass die Profitra-
ten in der klassischen Industrie 
sanken. Also schaute man sich 
nach neuen Möglichkeiten um, um 
wieder mehr Profite zu machen. 
Und man fand sie auf den Finanz-
märkten, die sehr schnell wuchsen.

Siemens zum Beispiel ist 
eigentlich eine Bank mit 
angehängter Abteilung für 
Electronics - so ein Witz aus 
den 80ern. Oder Porsche, 
die 2006/07 rund zehnmal 
soviele Profite mit Finanzak-
tionen erwirtschafteten wie 
mit dem Verkauf von Autos.

Ein Beispiel dafür sind in der Mongolischen Wüste 
errichtete Geiterstädte, deren Wohnungen teilweise 
teurer gehandelt werden als Münchener Wohnungen 
- in denen aber nie jemand wohnen wird. Noch geht 
das gut, aber früher oder später wird jemand merken, 
dass das dort eigentlich nichts wert ist. In den letzten 
10 Jahren sind mindestens drei Spekulationsblasen 
geplatzt: die Dot-Com-Blase 2001/02 und zur gleichen 
Zeit die Blase der Schwellenstaaten Brasilien und 
Argentinien und dann 2007 die Subprime-Immobilien-
blase in den USA.

Dabei bilden sich auch immer wieder sogenannte Bla-
sen: eine Branche oder Region, in die massiv investiert 
wird und zuerst meist auch massiv wächst, sodass es 
weitere Investitionen folgen. Darauf werden wiederum 
Derivate abgeschlossen, also Wetten auf das weitere 
Steigen der Kurse. An irgendeinem Punkt merken dann 
plötzlich alle, dass viel zu viel investiert wurde und 
dass überhaupt niemand abnehmen kann und will - die 
Blase platzt und alle Beteiligten, die sich nicht rechtzei-
tig zurück gezogen haben, erleiden große Verluste. 

Nach dem Platzen der Immobilienblase 
in den USA sind auch einige euro-
päische Banken in Schwierigkeiten 
geraten, weil sie mit Schrottpapieren 
(=für die Bank wertlose Kredite, die sie 
nicht zurück bekommt) viele Verluste 
gemacht haben. Die deutschen Banken 
Hypo-Real-Estate und Commerzbank 
mussten mit mehreren hundert Milliar-
den Euro vom Staat "gerettet“ werden.

Daraufhin wurden die 
meisten Banken viel 
vorsichtiger mit der 
Vergabe von Krediten. 
Wer sich nun Geld 
leihen wollte, musste 
mehr Zinsen zahlen. 

Denn umso risiko-
reicher ein Kredit 
eingestuft wird, also 
umso mehr die Wahr-
scheinlichkeit besteht, 
dass er nicht komplett 
zurückgezahlt wird, 
umso mehr Zinsen 
verlangt die Bank, um 
einen möglichen Aus-
fall kompensieren zu 
können. Dieses Risiko 
wird von 
RATINGAGENTUREN 
bewertet.  

Die Macht der Ratingagenturen wird auch in der 
aktuellen Krise deutlich: nachdem die damalige 
griechische Regierung Ende 2009 zusätzliche So-
zialausgaben für den nächsten Haushalt plante, 
und so die EU-Richtlinien zur Staatsverschuldung 
um ein Vielfaches überstiegen, fing ein Akteur 
nach dem anderen auf den Finanzmärkten an, 
eine Pleite Griechenlands zu prognostizieren und 
darauf zu wetten. Nachdem dies von Ratingagen-
turen aufgegriffen und die Bonitätsbewertung 
Griechanland herunter gestuft wurde, wurde 
es für das Land schlagartig teurer, Kredite 
aufzunehmen. Wie bei den meisten Ländern ist 
die griechische Staatsverschuldung relativ hoch 
und es werden laufend Kredite benötigt, um die 
Zinsen der laufenden oder auslaufenden Kredite 
zurück zu zahlen oder zu erneuern.

Dabei verdienen sich die Banken eine goldene 
Nase: von der  Europäischen Zentralbank (EZB) 
werden nicht nur alle Banken benachrichtigt, 
dass Griechenland neue Kredite braucht, die EZB 
leiht den Banken auch Geld zum Leitzins von 
derzeit 1 Prozent. Die Banken leihen dieses Geld 
anschließend an den griechischen Staat weiter für 
Zinssätze um die zuletzt 4 bis 70 Prozent - je nach 
Laufzeit und Risikobewertung.

Zusätzlich zu ihrer eigentlichen Produktion engagierten 
sich immer mehr Konzerne auf den Finanzmärkten und 
investierten immer größere Summen in immer weniger mit 
der realen Wirtschaft verbundende Geschäfte.

Mit einem drasti-
schen "Spar“-Pro-
gramm, Kürzungen 
an Bildung und 
Renten, aber auch 
Massenentlassun-
gen und Privatisie-
rungen soll Grie-
chenland wieder auf 
den Weg gebracht 
werden. 

Nachdem die griechische Regierung die Re-
geln der EU zur Staatsverschuldung nicht ein-
halten wollte, hat die TROIKA, ein gemeinsa-
mes Gremium der Europäischen Zentralbank, 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) und  
der EU-Kommission die Kontrolle über den 
griechischen Haushalt übernommen. 

Jetzt sollen also die 
griechischen Schüler, 
Studis, Angestellten und 
Renter die Profite der 
Banken bezahlen. 

Darüber freuen kön-
nen sich eigentlich 
nur die Banken und 
Konzerne.

Mit Merkel an der Spitze sorgt die Troika 
für einen regelrechten Leerverkauf in 
Griechenland. Was nicht niet- und nagelfest 
ist, wird verkauft. Und wen freut das ganz 
besonders? Telekom, Hochtief, Thyssen 
Krupp oder die Deutsche Bank. Denn diese 
deutschen Konzerne können im Moment zu 
Spottpreisen einkaufen, was in Griechen-
land verscherbelt wird. Hier ein Flughafen, 
da ein Telekommunikationsunternehmen, 
das privatisiert wird. Gleichzeitig ist 
für den griechischen Staat dann doch 
irgendwie noch genügend Geld da, um 
neue U-Boote und Kampfjets aus deutscher 
Produktion im Wert vieler Millionen Euro 
zu kaufen. Merkel sei Dank. 

Allerdings wird das nicht endlos so weitergehen. Denn 
als Exportnation ist die deutsche Wirtschaft nahezu 
komplett abhängig davon, dass ihre Produkte in Ländern 
auf der ganzen Welt gekauft werden. Fast 70 Prozent der 
deutschen Exporte gehen ins EU-Ausland. Doch wichtige 
Länder wie Griechenland, Spanien, Italien, Portugal, 
Frankreich oder Großbritannien befinden sich in einer 
mehr oder weniger tiefen Rezession.

 Über 30 Prozent der griechischen 
Bevölkerung sprechen sich mitt-
lerweile für eine Revolution und 
einen Systemwechsel aus. 

Das gefällt der griechischen Bevölkerung natürlich 
nicht. Immer wieder gibt es massive Proteste: Wo-
chenlange Streiks in unterschiedlichen Branchen und 
mehrtägige Generalstreiks stehen an der Tagesornung.

Seit den 60er und 70er Jahren haben sich die 
Wachstumsraten halbiert. Während das Sozial-
produkt damals um durchschnittlich drei Prozent 
pro Kopf gestiegen ist, waren es zwischen 1980 
und 2006 nur noch 1,4 Prozent im Jahr.

Wir erleben derzeit die heftigste Krise 
des Kapitalismus seit 1929. Außerdem 
eine Krise mit vielen Gesichtern: Eine 
Finanz- Euro- Wirtschaftspolitische- 
Schulden-  Demokratiekrise kann nicht 
in ihrer Gänze auf 35x25 cm dargestellt 
werden. Aber zumindest in Grundzügen 
soll ein Überblick über den Hinter-
grund der aktuellen Euro-Krise und die 
Rolle Deutschlands für Griechenland 
verständlich gemacht werden. 

In dieser Krise wird wieder einmal deut-
lich, dass die Grenze nicht zwischen den 
Ländern verläuft, sondern zwischen Oben 
und Unten. Denn über alle Nationalgrenzen 
hinweg ist die Politik identisch: gehandelt 
wird im Interesse von Banken und Kon-
zernen. Was zählt, ist die Sicherheit ihrer 
Profite und nicht die Bedürfnisse der Mehr-
heit der Bevölkerung. Demokratie sieht 
anders aus. Deshalb demonstrierten in den 
vergangenen Monaten auch hunderttausen-
de junge Menschen von Ägypten über die 
USA bis nach Spanien und Israel - damit die 
Krise nicht das Ende der Geschichte wird, 
sondern ein Anfang.
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Der Kapitalismus ist ein  
krisenanfälliges System. Doch in der 
Periode nach dem zweiten Weltkrieg 
erlebte er einen über zwei Jahrzehn-
te andauernden Aufschwung: die 
goldenen 60er. Nach dem zweiten 
Weltkrieg musste vieles wieder 
aufgebaut werden und mit dem 
Fordismus kam der Massenkonsum. 
Die Wirtschaft boomte, aber auch 
die Arbeiterbewegung war nicht zu 
unterschätzen.

Die Gewerkschaften waren stark und erkämpften 
höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen. 
Dadurch wurde es für das Kapital aber auch teu-
rer zu produzieren. Denn höhere Löhne bedeuten 
mehr Produktionskosten und die wiederum 
weniger Profit.

Der Motor des Kapitalismus ist das 
permanente Streben nach PROFIT - 
also dem Ziel, aus Geld mehr Geld zu 
machen. Das ist keine individuelle 
Gier von Bänkern oder Kapitalisten 
sondern systemisch bedingt. 

Um Kapital zu ver-
mehren, muss es 
investiert werden. In 
eine neue Maschine, 
eine zusätzliche Fabrik, 
die Erforschung und 
Herstellung eines neuen 
Produkts. Im besten Fall 
kann damit dann kosten-
günstiger oder mehr 
produziert werden, 
oder ein neuer Markt 
erschlossen werden und 
so am Ende mehr Geld 
eingenommen wer-
den, als ursprünglich 
investiert. Wieviel mehr 
am Ende herumkommt, 
bezeichnet man als 
PROFITRATE. 

Es reicht nicht mehr aus, direkte Investi-
tionen beispielsweite in ein Unternehmen 
in Form von Aktien, Immobilien oder 
Rohstoffen zu tätigen. Man wettet quasi 
auch auf der Meta-Ebene darauf, ob diese 
Kurse steigen oder fallen werden. Diese 
Wettscheine nennen sich DERIVATE. Das 
Derivatevolume belief sich 2005 auf unge-
fähr das Zehnfache des Weltsozialprodukts.

Und so kam es, dass auch in dieser 
Periode wieder der Zeitpunkt 
erreicht wurde, dass die Profitra-
ten in der klassischen Industrie 
sanken. Also schaute man sich 
nach neuen Möglichkeiten um, um 
wieder mehr Profite zu machen. 
Und man fand sie auf den Finanz-
märkten, die sehr schnell wuchsen.

Siemens zum Beispiel ist 
eigentlich eine Bank mit 
angehängter Abteilung für 
Electronics - so ein Witz aus 
den 80ern. Oder Porsche, 
die 2006/07 rund zehnmal 
soviele Profite mit Finanzak-
tionen erwirtschafteten wie 
mit dem Verkauf von Autos.

Ein Beispiel dafür sind in der Mongolischen Wüste 
errichtete Geiterstädte, deren Wohnungen teilweise 
teurer gehandelt werden als Münchener Wohnungen 
- in denen aber nie jemand wohnen wird. Noch geht 
das gut, aber früher oder später wird jemand merken, 
dass das dort eigentlich nichts wert ist. In den letzten 
10 Jahren sind mindestens drei Spekulationsblasen 
geplatzt: die Dot-Com-Blase 2001/02 und zur gleichen 
Zeit die Blase der Schwellenstaaten Brasilien und 
Argentinien und dann 2007 die Subprime-Immobilien-
blase in den USA.

Dabei bilden sich auch immer wieder sogenannte Bla-
sen: eine Branche oder Region, in die massiv investiert 
wird und zuerst meist auch massiv wächst, sodass es 
weitere Investitionen folgen. Darauf werden wiederum 
Derivate abgeschlossen, also Wetten auf das weitere 
Steigen der Kurse. An irgendeinem Punkt merken dann 
plötzlich alle, dass viel zu viel investiert wurde und 
dass überhaupt niemand abnehmen kann und will - die 
Blase platzt und alle Beteiligten, die sich nicht rechtzei-
tig zurück gezogen haben, erleiden große Verluste. 

Nach dem Platzen der Immobilienblase 
in den USA sind auch einige euro-
päische Banken in Schwierigkeiten 
geraten, weil sie mit Schrottpapieren 
(=für die Bank wertlose Kredite, die sie 
nicht zurück bekommt) viele Verluste 
gemacht haben. Die deutschen Banken 
Hypo-Real-Estate und Commerzbank 
mussten mit mehreren hundert Milliar-
den Euro vom Staat "gerettet“ werden.

Daraufhin wurden die 
meisten Banken viel 
vorsichtiger mit der 
Vergabe von Krediten. 
Wer sich nun Geld 
leihen wollte, musste 
mehr Zinsen zahlen. 

Denn umso risiko-
reicher ein Kredit 
eingestuft wird, also 
umso mehr die Wahr-
scheinlichkeit besteht, 
dass er nicht komplett 
zurückgezahlt wird, 
umso mehr Zinsen 
verlangt die Bank, um 
einen möglichen Aus-
fall kompensieren zu 
können. Dieses Risiko 
wird von 
RATINGAGENTUREN 
bewertet.  

Die Macht der Ratingagenturen wird auch in der 
aktuellen Krise deutlich: nachdem die damalige 
griechische Regierung Ende 2009 zusätzliche So-
zialausgaben für den nächsten Haushalt plante, 
und so die EU-Richtlinien zur Staatsverschuldung 
um ein Vielfaches überstiegen, fing ein Akteur 
nach dem anderen auf den Finanzmärkten an, 
eine Pleite Griechenlands zu prognostizieren und 
darauf zu wetten. Nachdem dies von Ratingagen-
turen aufgegriffen und die Bonitätsbewertung 
Griechanland herunter gestuft wurde, wurde 
es für das Land schlagartig teurer, Kredite 
aufzunehmen. Wie bei den meisten Ländern ist 
die griechische Staatsverschuldung relativ hoch 
und es werden laufend Kredite benötigt, um die 
Zinsen der laufenden oder auslaufenden Kredite 
zurück zu zahlen oder zu erneuern.

Dabei verdienen sich die Banken eine goldene 
Nase: von der  Europäischen Zentralbank (EZB) 
werden nicht nur alle Banken benachrichtigt, 
dass Griechenland neue Kredite braucht, die EZB 
leiht den Banken auch Geld zum Leitzins von 
derzeit 1 Prozent. Die Banken leihen dieses Geld 
anschließend an den griechischen Staat weiter für 
Zinssätze um die zuletzt 4 bis 70 Prozent - je nach 
Laufzeit und Risikobewertung.

Zusätzlich zu ihrer eigentlichen Produktion engagierten 
sich immer mehr Konzerne auf den Finanzmärkten und 
investierten immer größere Summen in immer weniger mit 
der realen Wirtschaft verbundende Geschäfte.

Mit einem drasti-
schen "Spar“-Pro-
gramm, Kürzungen 
an Bildung und 
Renten, aber auch 
Massenentlassun-
gen und Privatisie-
rungen soll Grie-
chenland wieder auf 
den Weg gebracht 
werden. 

Nachdem die griechische Regierung die Re-
geln der EU zur Staatsverschuldung nicht ein-
halten wollte, hat die TROIKA, ein gemeinsa-
mes Gremium der Europäischen Zentralbank, 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) und  
der EU-Kommission die Kontrolle über den 
griechischen Haushalt übernommen. 

Jetzt sollen also die 
griechischen Schüler, 
Studis, Angestellten und 
Renter die Profite der 
Banken bezahlen. 

Darüber freuen kön-
nen sich eigentlich 
nur die Banken und 
Konzerne.

Mit Merkel an der Spitze sorgt die Troika 
für einen regelrechten Leerverkauf in 
Griechenland. Was nicht niet- und nagelfest 
ist, wird verkauft. Und wen freut das ganz 
besonders? Telekom, Hochtief, Thyssen 
Krupp oder die Deutsche Bank. Denn diese 
deutschen Konzerne können im Moment zu 
Spottpreisen einkaufen, was in Griechen-
land verscherbelt wird. Hier ein Flughafen, 
da ein Telekommunikationsunternehmen, 
das privatisiert wird. Gleichzeitig ist 
für den griechischen Staat dann doch 
irgendwie noch genügend Geld da, um 
neue U-Boote und Kampfjets aus deutscher 
Produktion im Wert vieler Millionen Euro 
zu kaufen. Merkel sei Dank. 

Allerdings wird das nicht endlos so weitergehen. Denn 
als Exportnation ist die deutsche Wirtschaft nahezu 
komplett abhängig davon, dass ihre Produkte in Ländern 
auf der ganzen Welt gekauft werden. Fast 70 Prozent der 
deutschen Exporte gehen ins EU-Ausland. Doch wichtige 
Länder wie Griechenland, Spanien, Italien, Portugal, 
Frankreich oder Großbritannien befinden sich in einer 
mehr oder weniger tiefen Rezession.

 Über 30 Prozent der griechischen 
Bevölkerung sprechen sich mitt-
lerweile für eine Revolution und 
einen Systemwechsel aus. 

Das gefällt der griechischen Bevölkerung natürlich 
nicht. Immer wieder gibt es massive Proteste: Wo-
chenlange Streiks in unterschiedlichen Branchen und 
mehrtägige Generalstreiks stehen an der Tagesornung.

Seit den 60er und 70er Jahren haben sich die 
Wachstumsraten halbiert. Während das Sozial-
produkt damals um durchschnittlich drei Prozent 
pro Kopf gestiegen ist, waren es zwischen 1980 
und 2006 nur noch 1,4 Prozent im Jahr.

Wir erleben derzeit die heftigste Krise 
des Kapitalismus seit 1929. Außerdem 
eine Krise mit vielen Gesichtern: Eine 
Finanz- Euro- Wirtschaftspolitische- 
Schulden-  Demokratiekrise kann nicht 
in ihrer Gänze auf 35x25 cm dargestellt 
werden. Aber zumindest in Grundzügen 
soll ein Überblick über den Hinter-
grund der aktuellen Euro-Krise und die 
Rolle Deutschlands für Griechenland 
verständlich gemacht werden. 

In dieser Krise wird wieder einmal deut-
lich, dass die Grenze nicht zwischen den 
Ländern verläuft, sondern zwischen Oben 
und Unten. Denn über alle Nationalgrenzen 
hinweg ist die Politik identisch: gehandelt 
wird im Interesse von Banken und Kon-
zernen. Was zählt, ist die Sicherheit ihrer 
Profite und nicht die Bedürfnisse der Mehr-
heit der Bevölkerung. Demokratie sieht 
anders aus. Deshalb demonstrierten in den 
vergangenen Monaten auch hunderttausen-
de junge Menschen von Ägypten über die 
USA bis nach Spanien und Israel - damit die 
Krise nicht das Ende der Geschichte wird, 
sondern ein Anfang.
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Mit diesem Foto startete Ronny Edry mit seiner Tochter die Kampagne „Iranians we love you“.

Die Regierung Israels wirft der  
Regierung Irans vor, insgeheim an 
der Entwicklung einer Atombombe zu  
arbeiten, Teheran bestreitet dies vehe-
ment. Die EU und die USA versuchen 
mit wirtschaftlichen Sanktionen, Iran 
unter Druck zu setzen. Während der  
israelische Verteidigungsminister 
Ehud Barak offen über die Option eines 
Angriffs spricht, sorgte plötzlich die 
Facebook-Kampagne „Iranians we love 
you!“ für Schlagzeilen. critica sprach 
mit Ronny Edry, dem Initiator der  
Kampagne und der Deutsch- 
Iranischen Aktivistin Marijam Sarias-
lani darüber, dass Israelis und Iraner 
viel eint und der Konflikt von den Re-
gierungen geschürt wird. 

Ronny, mit der Internetkampagne „Israel 
loves Iran“ hast du Menschen in beiden 
Ländern eine Stimme gegeben. Warum ist 
es wichtig, die Meinung der Bevölkerung 
von der Regierungsmeinung zu trennen?

Ronny: Das ist wichtig, weil Regierungs- 
und Bevölkerungsmeinung nicht unbe-
dingt übereinstimmen. In einer Demokra-
tie kann und muss man von seinem Recht 
auf freie Meinungsäußerung Gebrauch 
machen, wenn man mit der Auffassung 
der Regierung nicht übereinstimmt. Es 
ist wichtig, wieder mehr Menschlichkeit 
in diesen Konflikt zu bringen. Bislang  
haben wir immer über den „Feind“ oder 
„sie“ gesprochen, nicht aber über die auf 
der anderen Seite lebenden Menschen. 
Wenn man eine Vorstellung von den Men-
schen auf der anderen Seite hat, ist es 
schwieriger in einen Krieg zu ziehen. 

Marijam: Wie die iranische Bevölkerung 
die Auseinandersetzungen bewertet, ist 
von Deutschland aus sehr schwer zu sa-
gen. Ich denke, dass nur die allerwenig-
sten ein Interesse an einem bewaffneten 
Konflikt haben. Niemals sind es die „ein-
fachen Leute“, die von Krieg profitieren 
- im Gegenteil. Das ist in Europa kein Ge-
heimnis, genauso wenig wie die Tatsache, 
dass „unser“ Wohlergehen nicht der Back-
ground von militärischen Eingriffen ist 

und die Rettung des Weltfriedens durch 
das Abwerfen von Bomben über unseren 
Häusern sichergestellt werden kann. Fakt 
ist jedoch, dass die Bevölkerung schon 
jetzt unter den verhängten Sanktionen 
leidet, da beispielsweise die Preise enorm 
steigen und medizinische Versorgung 
immer teurer wird. Das muss jedem be-
wusst sein: Die Bevölkerung leidet, nicht 
die iranische Regierung. Sanktionen 
gegen den Irak haben damals zu unzäh-
ligen Toten geführt, die aus der ärmsten 
Schicht kamen und nicht aus Saddam 
Husseins Gefolgschaft. Solche Maßnah-
men sind auch deswegen gefährlich, weil 
die iranische Regierung die Kosten dieser 
Sanktionen auf die Bevölkerung abwäl-
zen und gegen die Opposition noch härter 
vorgehen wird. So dienen die Sanktionen 
nicht dazu, dass das Regime langfristig 
einknickt, sondern seine Machtposition 
noch viel weiter gegen das iranische Volk 
ausspielt. Das wiederum erschwert den 
Iranern ihren Kampf gegen das autoritäre 
Regime ungeheuer. 

Die iranische Regierung macht ein Ge-
heimnis aus ihrem Atomprogramm, die 
israelische Regierung droht dem Iran mit 
Krieg. Haben die Regierungen in Teheran 
und Tel Aviv dafür Rückhalt in der Bevöl-
kerung?

Marijam: Das ist genau die Frage, um 
die sich ja die Debatte dreht: Existieren 
Desinformation und Heimlichtuerei be-
züglich des Atomprogramms? Das ist 
nicht der Fall. Schon 1993 behauptete der 
FOCUS, „Iran hat die Atombombe“. 2007 
berichtete der SPIEGEL unter Berufung 
auf US-Geheimdienstkreise, dass der Iran 
sein Atombombenprogramm 2003 ge-
stoppt habe und die Gefahr, die vom Iran 
ausgeht, viel geringer sei, als man bisher 
dachte. Dasselbe Statement aus densel-
ben Kreisen bekamen wir im Februar 
dieses Jahres: „Atomwaffen aus Teheran: 
Iran baut nach US-Berichten nicht an 
Atombombe“, titelte der Focus. Man kann 
nun natürlich jedem Staat, der aufgrund 
der Nichtexistenz von Atomwaffen nicht 
beweisen kann, dass er diese nicht hat, 
unterstellen, sie eben doch zu besitzen. 
Wo das hinführen kann, hat uns vor nicht 
allzu langer Zeit der Irak gezeigt. Es gibt 
keinerlei Hinweise auf die Herstellung 
nuklearer Waffen im Iran, das sagen so-
gar amerikanische Geheimdienste und 
Militärs. So zielt die Frage nach Rückhalt 
aus der Bevölkerung hier in die falsche 
Richtung. Wir sollten uns lieber fragen, 
wie sich die Menschen zu dem Krieg ver-
halten, mit dem ihnen seit Wochen wieder 
intensiv gedroht wird und was die Konse-
quenzen für sie sind.

Ronny: Klar ist: Den Leuten in Israel 
macht die derzeitige Situation Angst. Das 
hat sowohl mit der Entstehungsgeschich-
te des Staates Israel vor dem Hintergrund 
des Holocausts zu tun als auch mit der 
Drohung Ahmadinedschads, Israel von 

der Landkarte zu tilgen. Diese enorme 
Angst vor militärischen Angriffen kann 
jedoch dazu führen, dass Gespräche mit 
anderen Staaten oder Gruppen vernach-
lässigt werden. Wir müssen deshalb in 
der Auseinandersetzung Zeichen setzen, 
damit ein Wandel geschieht.

Ein Militärschlag Israels gegen den Iran 
wird oft mit der Sicherung der Existenz 
Israels gerechtfertigt. Aber wäre dem Si-
cherheitsinteresse Israels dadurch wirk-
lich gedient?

Ronny: Ein Militärschlag Israels gegen 
Iran wäre definitiv nicht im Sicherheits-
interesse Israels. Falls es zu einem Krieg 
kommt, wird es auch für uns gefährlich 
werden: Man stelle sich nur vor, dass eine 
Bombe im Zentrum von Tel Aviv explo-
diert! Meine Aufgabe ist es diesen Fall 
zu verhindern. In einem Krieg kann für 
nichts garantiert werden. Ich war selbst 
Soldat in einer Kampfeinheit und möchte 
so etwas nie wieder sehen. Deshalb hoffe 
ich, dass wir zusammen mit den USA und 
Europa eine friedliche Lösung finden. Im 
Irak war es eigentlich genau dasselbe, als 

der Westen den Krieg startete. Heute se-
hen die Iraker den Westen nicht als ihren 
Befreier von Saddam Hussein. Nein, sie 
hassen den Westen, dessen Armeen die 
Menschen nicht befreite, sondern tötete. 
Wir müssen aufpassen, dass dieser Fehler 
nicht wiederholt wird.  Die meisten Iraner 
sind anständige Menschen, genauso wie 
andere auch. Wir sollten Freunde sein, 
keine Feinde.

Marijam: Fest steht: leiden werden wie 
üblich die unteren Schichten. Junge Men-
schen aus den weniger privilegierten 

Kreisen werden an die Front geholt und 
wenn sie zurückkommen, muss man da-
mit rechnen, dass sie physische und psy-
chische Schäden erlitten haben, eventuell 
bestehen diese lebenslang. Die humani-
tären und wirtschaftlichen Folgen wä-
ren für beide Staaten katastrophal. Aber 
auch hier muss man sehen: Die Waffen-
industrie, an der auch der Staat verdient, 
wird profitieren. Die Menschen müssen 
hingegen damit rechnen, dass die Lebens-
haltungskosten drastisch steigen. Massen-
hafte Armut und viele unschuldige Tote 
sind vorprogrammiert. Es wird diejenigen 
am härtesten treffen, die am allerwenig-
sten dafür können. 

Die Beziehungen zwischen Israel und 
Iran waren bis zur islamischen Revoluti-
on 1979 freundschaftlich geprägt. Könnt 
ihr euch vorstellen, dass dies irgendwann 
wieder möglich ist?

Marijam: Das kann unter gewissen Vo-
raussetzungen passieren. Iran hat sämt-
liche Beziehungen zu Israel abgebrochen. 
Ein Sturz des iranischen Regimes alleine 
hätte eher gar keine Auswirkungen auf 
die Beziehungen. Dafür aber die Politik 
Israels. Erst wenn Israel seine Siedlungs-
politik stoppt und die Apartheid beendet, 
wird es meiner Meinung nach Chancen 
auf eine freundschaftliche Beziehung ge-
ben. Wobei der Begriff „freundschaftliche 
Beziehung“ nicht trügen soll: Es geht nicht 
darum, dass sich die Regierungsparteien 
verstehen. Die freundschaftlichen Bezie-
hungen vor 1979 hat nur der Shah mit den 
Regierenden Israels geführt. Wichtig sind 
aber nicht die Beziehungen von rechten 
Regierungen und Diktatoren zueinander, 
sondern die Einheit der Unterdrückten. 

Ronny: Ja, warum nicht? Ein Beispiel: Bis 
zum Ende des Zweiten Weltkriegs waren 
die Beziehungen zwischen Frankreich 
und Deutschland alles andere als harmo-
nisch. Jetzt agieren beide Staaten in der 
EU zusammen als führende Nationen. 
Man stelle sich vor, Israel und Ägypten 
würden in dieser Art zusammenarbei-
ten... Ich denke, dass wir im Nahen Osten 
grundsätzlich nicht verschieden sind, da-
her gibt es gar keine andere Lösung als 
zusammen zu arbeiten. Es ist nur eine 
Frage der Zeit, wann dies passieren wird.

Die Internetkampagne "Israel loves Iran" 
hat weltweit große Unterstützung gefun-
den, es gibt nun auch an Israel gerichtete 
Liebesbotschaften aus Iran. Können neue 
Medien zum Friedensprozess beitragen?

Marijam: Online-Aktivismus ersetzt kei-
ne Organisation und die Revolution wird 
nicht über das Web 2.0 gewonnen. Aber 
soziale Netzwerke sind heute ein sehr 
wichtiges Instrument. Gerade in Ländern 
wie Iran und Israel, in denen die Bericht-

erstattung nach außen mehr als einseitig 
ist und ausländische und iran- und israel-
kritische Medien nicht existieren, braucht 
es Kampagnen wie "Israel loves Iran". So 
bekommen wir wichtige Nachrichten und 
Bilder von den Betroffenen, die auch die 
Berichterstattung hier beeinflussen kön-
nen. Und wir können den Menschen über 
soziale Netzwerke unsere Solidarität mit-
teilen und ihnen zeigen, dass sie in ihren 
Kämpfen nicht alleine dastehen. 

Ronny: Neue Medien können Menschen 
Situationen bewusst machen. Vielleicht 
werden sie dadurch nicht politisiert, je-
doch ist es ein erster Schritt. Ein wich-
tiger Punkt ist, dass durch neue Medien 
beide Seiten erreicht werden, in diesem 
Fall sowohl Israelis als auch Iraner. Ich 
habe zum Beispiel auf der Facebook-Kam-
pagnenseite auf den heutigen Holocaust-
Gedenktag hingewiesen, worauf viele 
Iraner interessiert reagierten und wissen 
wollten: „Was bedeutet dies für euch?“ Das 
ist ein kultureller Fortschritt – so können 
wir lernen, uns besser zu verstehen. Men-
schen aus Deutschland, Ägypten, Syrien, 
Israel und Iran beteiligen sich aktiv auf 
der Facebook-Kampagnenseite, das bringt 
sie näher zusammen und erweitert ihren 
Horizont. 

Marijam, du sagst, dass neue Medien al-
leine nicht viel bewirken können. Welche 
Lösungsansätze kannst du dir im Konflikt 
zwischen Iran und Israel vorstellen?

Marijam: Die Lage der Palästinenser 
müsste sich zunächst ändern. Ich glau-
be nicht daran, dass es diplomatische 
Kompromisse zwischen den herrschen-
den Klassen geben kann, die gleichzeitig 
der Bevölkerung gut tun. Die gesamten 
Umstände müssten sich ändern. Nur 
ein Aufstand von unten in der gesamt-
en Region, wie er ja bereits begonnen 
hat, kann zu wirklichem Frieden führen. 

Ein anderer Punkt ist: Jeder Staat, der 
Atomwerkstechnik und Atombrennstoff-
technik beherrscht, ist eine potenzielle 
Atommacht. Wir müssen dafür kämp-
fen, dass alle AKWs abgeschaltet und 
Atomwaffen abgeschafft werden, überall. 
Aber: Der arabische Frühling ist noch 
lange nicht vorbei, die Demonstrationen 
auf dem Tahrir-Platz sind größer denn 
je. Auch die Occupy-Bewegung aus den 
USA und Europa bezieht sich darauf. Es 
besteht also Hoffnung, dass Mubarak und 
Ben Ali nicht die letzten Regierungschefs 
waren, die vor einem Volksaufstand flie-
hen mussten. Eine Ausbreitung der ara-
bischen Revolution kann auch dazu bei-
tragen, dass Ahmadinejad und Netanjahu 
gestürzt werden. 

„Nur die Regierungen  
wollen den Krieg“
„We will never bomb your country“ posten zehntausende Israelis auf  
Facebook. critica sprach mit dem Kampagnengründer Ronny Edry und der 
iranischen Aktivistin Marijam Sariaslani über den drohenden Krieg.

Ronny Edry (41) ist, wenn er nicht gerade 
mit der von ihm initiierten facebook-Kampa-
gne „Iranians we love you“ beschäftigt  ist, 
Lehrer und Grafikdesigner. Er lebt mit seiner 
Familie in Tel Aviv und ist Vater eines einjäh-
rigen Jungens und eines fünfjährigen Mäd-
chens. 

Marijam Sariaslani (26) lebt in Berlin und 
macht nach ihrer Ausbildung zur Rechtsan-
waltsfachangestellten dort gerade ihr Abitur 
nach. Ein Teil ihrer Famile kommt aus dem 
Iran.

"Israel loves Iran - We will never bomb 
your country", heißt die von Ronny Edry ini-
tiierte Kampagne im sozialen Netz, die inner-
halb weniger Wochen über 60.000 Anhänger 
in Israel, Iran und überall auf der Welt fand 
und verband.
www.facebook.com/israellovesiran

Das Interview führten Andreas 
Kerkemeyer und Ramona Seeger.
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Mit diesem Foto startete Ronny Edry mit seiner Tochter die Kampagne „Iranians we love you“.

Die Regierung Israels wirft der  
Regierung Irans vor, insgeheim an 
der Entwicklung einer Atombombe zu  
arbeiten, Teheran bestreitet dies vehe-
ment. Die EU und die USA versuchen 
mit wirtschaftlichen Sanktionen, Iran 
unter Druck zu setzen. Während der  
israelische Verteidigungsminister 
Ehud Barak offen über die Option eines 
Angriffs spricht, sorgte plötzlich die 
Facebook-Kampagne „Iranians we love 
you!“ für Schlagzeilen. critica sprach 
mit Ronny Edry, dem Initiator der  
Kampagne und der Deutsch- 
Iranischen Aktivistin Marijam Sarias-
lani darüber, dass Israelis und Iraner 
viel eint und der Konflikt von den Re-
gierungen geschürt wird. 

Ronny, mit der Internetkampagne „Israel 
loves Iran“ hast du Menschen in beiden 
Ländern eine Stimme gegeben. Warum ist 
es wichtig, die Meinung der Bevölkerung 
von der Regierungsmeinung zu trennen?

Ronny: Das ist wichtig, weil Regierungs- 
und Bevölkerungsmeinung nicht unbe-
dingt übereinstimmen. In einer Demokra-
tie kann und muss man von seinem Recht 
auf freie Meinungsäußerung Gebrauch 
machen, wenn man mit der Auffassung 
der Regierung nicht übereinstimmt. Es 
ist wichtig, wieder mehr Menschlichkeit 
in diesen Konflikt zu bringen. Bislang  
haben wir immer über den „Feind“ oder 
„sie“ gesprochen, nicht aber über die auf 
der anderen Seite lebenden Menschen. 
Wenn man eine Vorstellung von den Men-
schen auf der anderen Seite hat, ist es 
schwieriger in einen Krieg zu ziehen. 

Marijam: Wie die iranische Bevölkerung 
die Auseinandersetzungen bewertet, ist 
von Deutschland aus sehr schwer zu sa-
gen. Ich denke, dass nur die allerwenig-
sten ein Interesse an einem bewaffneten 
Konflikt haben. Niemals sind es die „ein-
fachen Leute“, die von Krieg profitieren 
- im Gegenteil. Das ist in Europa kein Ge-
heimnis, genauso wenig wie die Tatsache, 
dass „unser“ Wohlergehen nicht der Back-
ground von militärischen Eingriffen ist 

und die Rettung des Weltfriedens durch 
das Abwerfen von Bomben über unseren 
Häusern sichergestellt werden kann. Fakt 
ist jedoch, dass die Bevölkerung schon 
jetzt unter den verhängten Sanktionen 
leidet, da beispielsweise die Preise enorm 
steigen und medizinische Versorgung 
immer teurer wird. Das muss jedem be-
wusst sein: Die Bevölkerung leidet, nicht 
die iranische Regierung. Sanktionen 
gegen den Irak haben damals zu unzäh-
ligen Toten geführt, die aus der ärmsten 
Schicht kamen und nicht aus Saddam 
Husseins Gefolgschaft. Solche Maßnah-
men sind auch deswegen gefährlich, weil 
die iranische Regierung die Kosten dieser 
Sanktionen auf die Bevölkerung abwäl-
zen und gegen die Opposition noch härter 
vorgehen wird. So dienen die Sanktionen 
nicht dazu, dass das Regime langfristig 
einknickt, sondern seine Machtposition 
noch viel weiter gegen das iranische Volk 
ausspielt. Das wiederum erschwert den 
Iranern ihren Kampf gegen das autoritäre 
Regime ungeheuer. 

Die iranische Regierung macht ein Ge-
heimnis aus ihrem Atomprogramm, die 
israelische Regierung droht dem Iran mit 
Krieg. Haben die Regierungen in Teheran 
und Tel Aviv dafür Rückhalt in der Bevöl-
kerung?

Marijam: Das ist genau die Frage, um 
die sich ja die Debatte dreht: Existieren 
Desinformation und Heimlichtuerei be-
züglich des Atomprogramms? Das ist 
nicht der Fall. Schon 1993 behauptete der 
FOCUS, „Iran hat die Atombombe“. 2007 
berichtete der SPIEGEL unter Berufung 
auf US-Geheimdienstkreise, dass der Iran 
sein Atombombenprogramm 2003 ge-
stoppt habe und die Gefahr, die vom Iran 
ausgeht, viel geringer sei, als man bisher 
dachte. Dasselbe Statement aus densel-
ben Kreisen bekamen wir im Februar 
dieses Jahres: „Atomwaffen aus Teheran: 
Iran baut nach US-Berichten nicht an 
Atombombe“, titelte der Focus. Man kann 
nun natürlich jedem Staat, der aufgrund 
der Nichtexistenz von Atomwaffen nicht 
beweisen kann, dass er diese nicht hat, 
unterstellen, sie eben doch zu besitzen. 
Wo das hinführen kann, hat uns vor nicht 
allzu langer Zeit der Irak gezeigt. Es gibt 
keinerlei Hinweise auf die Herstellung 
nuklearer Waffen im Iran, das sagen so-
gar amerikanische Geheimdienste und 
Militärs. So zielt die Frage nach Rückhalt 
aus der Bevölkerung hier in die falsche 
Richtung. Wir sollten uns lieber fragen, 
wie sich die Menschen zu dem Krieg ver-
halten, mit dem ihnen seit Wochen wieder 
intensiv gedroht wird und was die Konse-
quenzen für sie sind.

Ronny: Klar ist: Den Leuten in Israel 
macht die derzeitige Situation Angst. Das 
hat sowohl mit der Entstehungsgeschich-
te des Staates Israel vor dem Hintergrund 
des Holocausts zu tun als auch mit der 
Drohung Ahmadinedschads, Israel von 

der Landkarte zu tilgen. Diese enorme 
Angst vor militärischen Angriffen kann 
jedoch dazu führen, dass Gespräche mit 
anderen Staaten oder Gruppen vernach-
lässigt werden. Wir müssen deshalb in 
der Auseinandersetzung Zeichen setzen, 
damit ein Wandel geschieht.

Ein Militärschlag Israels gegen den Iran 
wird oft mit der Sicherung der Existenz 
Israels gerechtfertigt. Aber wäre dem Si-
cherheitsinteresse Israels dadurch wirk-
lich gedient?

Ronny: Ein Militärschlag Israels gegen 
Iran wäre definitiv nicht im Sicherheits-
interesse Israels. Falls es zu einem Krieg 
kommt, wird es auch für uns gefährlich 
werden: Man stelle sich nur vor, dass eine 
Bombe im Zentrum von Tel Aviv explo-
diert! Meine Aufgabe ist es diesen Fall 
zu verhindern. In einem Krieg kann für 
nichts garantiert werden. Ich war selbst 
Soldat in einer Kampfeinheit und möchte 
so etwas nie wieder sehen. Deshalb hoffe 
ich, dass wir zusammen mit den USA und 
Europa eine friedliche Lösung finden. Im 
Irak war es eigentlich genau dasselbe, als 

der Westen den Krieg startete. Heute se-
hen die Iraker den Westen nicht als ihren 
Befreier von Saddam Hussein. Nein, sie 
hassen den Westen, dessen Armeen die 
Menschen nicht befreite, sondern tötete. 
Wir müssen aufpassen, dass dieser Fehler 
nicht wiederholt wird.  Die meisten Iraner 
sind anständige Menschen, genauso wie 
andere auch. Wir sollten Freunde sein, 
keine Feinde.

Marijam: Fest steht: leiden werden wie 
üblich die unteren Schichten. Junge Men-
schen aus den weniger privilegierten 

Kreisen werden an die Front geholt und 
wenn sie zurückkommen, muss man da-
mit rechnen, dass sie physische und psy-
chische Schäden erlitten haben, eventuell 
bestehen diese lebenslang. Die humani-
tären und wirtschaftlichen Folgen wä-
ren für beide Staaten katastrophal. Aber 
auch hier muss man sehen: Die Waffen-
industrie, an der auch der Staat verdient, 
wird profitieren. Die Menschen müssen 
hingegen damit rechnen, dass die Lebens-
haltungskosten drastisch steigen. Massen-
hafte Armut und viele unschuldige Tote 
sind vorprogrammiert. Es wird diejenigen 
am härtesten treffen, die am allerwenig-
sten dafür können. 

Die Beziehungen zwischen Israel und 
Iran waren bis zur islamischen Revoluti-
on 1979 freundschaftlich geprägt. Könnt 
ihr euch vorstellen, dass dies irgendwann 
wieder möglich ist?

Marijam: Das kann unter gewissen Vo-
raussetzungen passieren. Iran hat sämt-
liche Beziehungen zu Israel abgebrochen. 
Ein Sturz des iranischen Regimes alleine 
hätte eher gar keine Auswirkungen auf 
die Beziehungen. Dafür aber die Politik 
Israels. Erst wenn Israel seine Siedlungs-
politik stoppt und die Apartheid beendet, 
wird es meiner Meinung nach Chancen 
auf eine freundschaftliche Beziehung ge-
ben. Wobei der Begriff „freundschaftliche 
Beziehung“ nicht trügen soll: Es geht nicht 
darum, dass sich die Regierungsparteien 
verstehen. Die freundschaftlichen Bezie-
hungen vor 1979 hat nur der Shah mit den 
Regierenden Israels geführt. Wichtig sind 
aber nicht die Beziehungen von rechten 
Regierungen und Diktatoren zueinander, 
sondern die Einheit der Unterdrückten. 

Ronny: Ja, warum nicht? Ein Beispiel: Bis 
zum Ende des Zweiten Weltkriegs waren 
die Beziehungen zwischen Frankreich 
und Deutschland alles andere als harmo-
nisch. Jetzt agieren beide Staaten in der 
EU zusammen als führende Nationen. 
Man stelle sich vor, Israel und Ägypten 
würden in dieser Art zusammenarbei-
ten... Ich denke, dass wir im Nahen Osten 
grundsätzlich nicht verschieden sind, da-
her gibt es gar keine andere Lösung als 
zusammen zu arbeiten. Es ist nur eine 
Frage der Zeit, wann dies passieren wird.

Die Internetkampagne "Israel loves Iran" 
hat weltweit große Unterstützung gefun-
den, es gibt nun auch an Israel gerichtete 
Liebesbotschaften aus Iran. Können neue 
Medien zum Friedensprozess beitragen?

Marijam: Online-Aktivismus ersetzt kei-
ne Organisation und die Revolution wird 
nicht über das Web 2.0 gewonnen. Aber 
soziale Netzwerke sind heute ein sehr 
wichtiges Instrument. Gerade in Ländern 
wie Iran und Israel, in denen die Bericht-

erstattung nach außen mehr als einseitig 
ist und ausländische und iran- und israel-
kritische Medien nicht existieren, braucht 
es Kampagnen wie "Israel loves Iran". So 
bekommen wir wichtige Nachrichten und 
Bilder von den Betroffenen, die auch die 
Berichterstattung hier beeinflussen kön-
nen. Und wir können den Menschen über 
soziale Netzwerke unsere Solidarität mit-
teilen und ihnen zeigen, dass sie in ihren 
Kämpfen nicht alleine dastehen. 

Ronny: Neue Medien können Menschen 
Situationen bewusst machen. Vielleicht 
werden sie dadurch nicht politisiert, je-
doch ist es ein erster Schritt. Ein wich-
tiger Punkt ist, dass durch neue Medien 
beide Seiten erreicht werden, in diesem 
Fall sowohl Israelis als auch Iraner. Ich 
habe zum Beispiel auf der Facebook-Kam-
pagnenseite auf den heutigen Holocaust-
Gedenktag hingewiesen, worauf viele 
Iraner interessiert reagierten und wissen 
wollten: „Was bedeutet dies für euch?“ Das 
ist ein kultureller Fortschritt – so können 
wir lernen, uns besser zu verstehen. Men-
schen aus Deutschland, Ägypten, Syrien, 
Israel und Iran beteiligen sich aktiv auf 
der Facebook-Kampagnenseite, das bringt 
sie näher zusammen und erweitert ihren 
Horizont. 

Marijam, du sagst, dass neue Medien al-
leine nicht viel bewirken können. Welche 
Lösungsansätze kannst du dir im Konflikt 
zwischen Iran und Israel vorstellen?

Marijam: Die Lage der Palästinenser 
müsste sich zunächst ändern. Ich glau-
be nicht daran, dass es diplomatische 
Kompromisse zwischen den herrschen-
den Klassen geben kann, die gleichzeitig 
der Bevölkerung gut tun. Die gesamten 
Umstände müssten sich ändern. Nur 
ein Aufstand von unten in der gesamt-
en Region, wie er ja bereits begonnen 
hat, kann zu wirklichem Frieden führen. 

Ein anderer Punkt ist: Jeder Staat, der 
Atomwerkstechnik und Atombrennstoff-
technik beherrscht, ist eine potenzielle 
Atommacht. Wir müssen dafür kämp-
fen, dass alle AKWs abgeschaltet und 
Atomwaffen abgeschafft werden, überall. 
Aber: Der arabische Frühling ist noch 
lange nicht vorbei, die Demonstrationen 
auf dem Tahrir-Platz sind größer denn 
je. Auch die Occupy-Bewegung aus den 
USA und Europa bezieht sich darauf. Es 
besteht also Hoffnung, dass Mubarak und 
Ben Ali nicht die letzten Regierungschefs 
waren, die vor einem Volksaufstand flie-
hen mussten. Eine Ausbreitung der ara-
bischen Revolution kann auch dazu bei-
tragen, dass Ahmadinejad und Netanjahu 
gestürzt werden. 

„Nur die Regierungen  
wollen den Krieg“
„We will never bomb your country“ posten zehntausende Israelis auf  
Facebook. critica sprach mit dem Kampagnengründer Ronny Edry und der 
iranischen Aktivistin Marijam Sariaslani über den drohenden Krieg.

Ronny Edry (41) ist, wenn er nicht gerade 
mit der von ihm initiierten facebook-Kampa-
gne „Iranians we love you“ beschäftigt  ist, 
Lehrer und Grafikdesigner. Er lebt mit seiner 
Familie in Tel Aviv und ist Vater eines einjäh-
rigen Jungens und eines fünfjährigen Mäd-
chens. 

Marijam Sariaslani (26) lebt in Berlin und 
macht nach ihrer Ausbildung zur Rechtsan-
waltsfachangestellten dort gerade ihr Abitur 
nach. Ein Teil ihrer Famile kommt aus dem 
Iran.

"Israel loves Iran - We will never bomb 
your country", heißt die von Ronny Edry ini-
tiierte Kampagne im sozialen Netz, die inner-
halb weniger Wochen über 60.000 Anhänger 
in Israel, Iran und überall auf der Welt fand 
und verband.
www.facebook.com/israellovesiran

Das Interview führten Andreas 
Kerkemeyer und Ramona Seeger.
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Der 11. Februar 2012 wird in den 
Chefetagen der Musikindustrie 
als der Tag in Erinnerung bleiben, 

an dem klar wurde, dass sie die Freiheit 
im Netz nicht unbemerkt einschränken 
können. Bis zu 200.000 Menschen protes-
tierten in vielen Ländern gegen das Urhe-
berrechtsabkommen Acta – 70.000 davon 
alleine in Deutschland. Die EU hatte das 
Abkommen bereits unterzeichnet, nun 
setzte angesichts der massiven Proteste 
eine Regierung nach der anderen die Ra-
tifizierung vorerst aus.
Dabei war zunächst alles nach Plan verlau-
fen: Seit 2006 wurde das Abkommen von 
39 Ländern ausgehandelt, darunter EU-
Staaten, die USA und Japan. Das geschah 
unter dem Druck der Musik- und Filmin-
dustrie und unter größtmöglicher Geheim-
haltung. Der offizielle Berichterstatter des 
EU-Parlaments, Kader Arif, erklärte später, 
durch die Leaks im Internet mehr erfahren 
zu haben als durch die offiziellen Verhand-
lungskanäle. Begleitende Papiere des Ab-
kommens wurden bis heute gar nicht oder 
nur zensiert veröffentlicht. Dabei könnten 
sie zukünftig bei der Auslegung des vage 
gehaltenen Abkommens wichtig sein.
Die Geheimniskrämerei war zunächst er-
folgreich: als die USA und Japan im Okto-
ber 2010 und dann auch die EU im Januar 
2011 das Abkommen so unscheinbar wie 
möglich in einer nicht-öffentlichen Sitzung 
im EU-Rat für Landwirtschaft und Fische-
rei unterzeichneten, bekam es kaum je-
mand mit. 
Die Geheimhaltung hatte ihren Grund: Die 
Mitgliedsstaaten sollten sich nach dem Ab-
kommen  nicht nur zu einem harten Vor-
gehen gegen Urheberrechtsverletzungen 
verpflichten, sondern auch private Inter-
netprovider in die Rolle von Spitzeln drän-
gen. Denkbar ist nach dem Abkommen 
etwa, dass Internetprovider den Datenver-

kehr überwachen und rechtsverletzende 
Aktivitäten an die Platten- und Filmindu-
strie melden. In einer frühen Version des 
Abkommens war auch vorgesehen, dass 
NutzerInnen nach mehrmaligen Rechts-
verstößen vom Internetzugang abgetrennt 
werden.  
Was wie einer Orwellschen Dystopie ent-
nommen klingt, ist in Frankreich bereits 
Realität. Auch im deutschen Bundeswirt-
schaftsministerium wird darüber disku-
tiert. Diese massiven Eingriffe in die Pri-
vatsphäre und den Datenschutz sollten 
den Profit einiger weniger Konzerne ga-
rantieren. Denn bei der Urheberrechtsdis-
kussion steht nicht das Auskommen der 
KünstlerInnen zur Diskussion, sondern das 
Geschäftsmodell einiger Großkonzerne. 

Treffend schildern Volker Grossmann und 
Guy Kirsch,  beide Professoren der Wirt-
schaftswissenschaft, in der FAZ das Ausein-
anderklaffen von öffentlicher Diskussion 
und Realität in der Urheberrechtsdebatte. 
So werde in der Diskussion das Bild des 
Kulturschaffenden heraufbeschworen, 
der durch das freie Herunterladen oder 
Kopieren bestohlen und entmutigt wür-
de und am Ende beschließt das Dichten, 
Filmen und Komponieren sein zu lassen. 
Stattdessen müsse man aber davon aus-
gehen „dass der einzelne KünstlerInnen 
im Regelfall seine Urheberrechte an die 
Unterhaltungsindustrie abgetreten und im 
Gegenzug nichts oder wenig bekommen 
hat.“ Die einzelnen KünstlerInnen würden 
in der Diskussion nur „als menschliche 

Schutzschilde“ für die Unterhaltungsin-
dustrie  eingesetzt. Diese Branche agiere  
„wie ehedem die Raubritter: Auch diese 
nahmen die Bauern aus, die ihre Waren in 
die Stadt bringen wollten, ebenso die Städ-
ter, die auf dem Markt einkaufen wollten 
- und rechtfertigten dies damit, dass sie die 
Sicherheit der Wege gewährleisteten.“ Das 
Acta-Abkommen, so folgern sie, soll den 
„Schutz der Raubritter“ staatlich garantie-
ren.
Das Problem für diese „Raubritter“: Das 
bisherige Modell des Urheberrechts funk-
tioniert nicht mehr. Denn im Unterschied 
zum Plattenladen ermöglichen Internet 
und Digitalisierung, dass sich Kulturgü-
ter vermehren, ohne sie jemand ande-
rem wegzunehmen. Musik kann also wie 
selbstverständlich getauscht und Filme 
gestreamt werden. Durch das Internet ent-
steht so ein breiterer Zugang zu Kultur als 
jemals zuvor. 
Gleichzeitig wird dadurch aber die Frage 
gestellt, wie Künstler ihren Lebensun-
terhalt finanzieren sollen, denn sie sind 
immer noch zum größten Teil von den sin-
kenden Einnahmen der Unterhaltungskon-
zerne abhängig.
Doch das müsste nicht so sein. Die Finan-
zierung von Kunst und Kultur könnte ohne 
die Konzerne funktionieren. Eine denk-
bare Alternative ist eine sogenannte „Kul-
turflatrate“. Die Idee: Es wird eine Gebühr 
über den Internetanschluss erhoben, die 
direkt an die KünstlerInnen fließt. 
Dazu müsste auch keine zentrale Über-
wachungsinstitution geschaffen werden, 
die den Datenverkehr darauf scannt, wie 
oft ein Track angehört oder ein Film ge-
streamt wird. Der Chaos Computer Club 
schlägt etwa die Kulturwertmark vor. 
"Zukünftig soll der Nutzer der Werke mit 
Hilfe des Kulturwertmark-Systems, einer 
Form des digitalen Micropayments, direkt 

bestimmen können, welche Kreativen wie 
viel Geld von ihm bekommen. Jeder Teil-
nehmer zahlt einen festen monatlichen 
Betrag ins System ein, den er dann in Form 
von Kulturwertmark an Künstler seiner 
Wahl vergeben kann.“
Das Ergebnis eines solchen Modells wäre 
weniger ein digitaler Kommunismus als 
ein zweiter Markt für Kunst- und Kultur-

werke innerhalb des Kapitalismus, der 
auch KünstlerInnen ein Auskommen 
ermöglichen würde. Zugleich würde die 
Menge an Kulturgütern, die allen zur frei-
en Verfügung stehen, wachsen. Es wäre 
eine Gesellschaft denkbar, die das Aus-
kommen von KünstlerInnen finanziert, 
ohne dass eine Industrie ihre Schutzgelder 
einstreicht.Die Unterhaltungsindustrie 
versucht deshalb eine solche Entwick-
lungen zu verhindern. Auch das ist ein 
Zweck des Acta-Abkommens. Es würde die 
Entwicklung von Alternativen zum bishe-
rigen Urheberrecht unmöglich machen. 
Ob die Konzerne damit durchkommen, 
wird sich wohl ab Juni entscheiden. Dann 
wird das Europäische Parlament über 
Acta abstimmen. Wird es dort abgelehnt, 
wäre Acta erledigt. Bislang gibt es im Eu-
ropäischen Parlament eine Mehrheit ge-
gen Acta. Ob es dabei bleiben wird, wird 
auch davon abhängen, ob der Druck der 
Öffentlichkeit aufrecht erhalten bleibt. 
Die EU-Kommission hat in einem inter-
nen Bericht schon einmal die „aggressive 
pan-europäische Kampagne“ für ein even-
tuelles Scheitern von Acta verantwortlich 
gemacht 

Die Diskussion um Acta und Urheberrecht ist eine um das Geschäftsmodell einiger 
Großkonzerne. Doch es gibt Alternativen zum Urheberrecht, meint Jana Fries 

Aufstand gegen die Kulturindustrie

Finanzierung von Kunst
geht auch 
ohne Konzerne

KünstlerInnen
als menschliche
Schutzschilde

Fo
to

: fl
ic

kr
.c

om
 /

 c
ho

m
st

er
.fr



Internet      13

Wieviele Plattenbosse mussten schon auf ihren Hummer verzichten, weil SDS-Geschäftsführer 
Sascha Musik runtergeladen hat?

Rechtslage unklar. Bei der Diskussion 
geht es darum, ob beim Herunterladen 

eine Kopie erstellt wird. Einige argumentie-
ren, das sei der Fall, da der Film im Cache 
des Rechners zwischengespeichert wird, 
damit er angesehen werden kann. Andere 
argumentieren, dass es sich maximal um 
eine „flüchtige Kopie“ handelt, da sie nach 
Abspielen des Streams nicht mehr benutzt 
werden kann. Fest steht dagegen: Bislang 
wurde gegen keine Stream-Anschauer_in-
nen in Deutschland rechtlich vorgegangen. 
Das hat auch praktische Gründe. An die IP-
Adressen von NutzerInnen, über die diese 
im Internet als Personen zu identifizieren 
sind, könnten KlägerInnen in der Regel 
nur gelangen, wenn der Streaming-Server 
beschlagnahmt wird. Zudem dürfte ein 
Abmahnen von Stream-Nutzenden wenig 
lukrativ sein, da sich die daraus ableit-
baren Schadensersatzforderungen eher im 
Bereich bis 40 Euro bewegen dürften. 

Nein. Solange kein urheberrechtlich ge-
schütztes Material runtergeladen wird 

ist die Nutzung legal. Andernfalls läuft man 
jedoch Gefahr, für das Runterladen belangt 
zu werden, da dabei auch hier eine Kopie auf 
dem Rechner erstellt wird. In der Praxis ist 
bislang allerdings kein Fall bekannt, in dem 
Nutzer solcher Dienste abgemahnt wurden. 
Der Grund hierfür ist, dass ähnlich wie beim 
Anschauen von Filmstreams die Ermittlung 
der Identitäten von illegalen Downloadern 
ohne die Kooperation des Online-Speicher-
Anbietenden unmöglich ist. Die Abmahn-
kosten dürften zudem niedriger sein als bei 
der Nutzung von Tauschbörsen, da auch hier 
kein Material beim Download weiter verteilt 
wird. 

Legales Musik-Streaming mit 17 Millio-
nen-Songs bietet zum Beispiel Spotify. 

Der Dienst kann mit Werbeinblendungen 
kostenfrei genutzt werden, zur Anmel-
dung ist allerdings ein Facebook-Account 
notwendig. 
Die werbefreie Nutzung auch auf mobilen 
Endgeräten kostet monatlich 9,90 Euro. Ein 
ähnliches Flatrate-Modell bietet auch Sim-
fy an. Amazon Lovefilm bietet unbegrenz-
tes Film-Streamen für 9,99 Euro monatlich, 
allerdings sind dort zahlreiche Titel noch 
nicht als Stream verfügbar. Bei Maxdome, 
einem Video-on-Demand-Dienst mit über 
45.000 Videos, können unbegrenzt Filme 
und Serien ab 14,99 Euro pro Monat ge-
streamt werden. 

Ist das Anschauen von Filmen 
per Stream illegal?

Ist die Nutzung von One-Click-
Hostern wie Rapidshare illegal?

Welche legalen Stream-Angebote 
gibt es zur Zeit? 

Nein. Denn auch legale Inhalte können 
über diese Tauschsysteme geladen 

werden, etwa solche mit einer Creative-
Commons-Lizenz. Das Herunterladen urhe-
berrechtlich geschützter Materialien, also 
praktisch aller kommerziellen Musiktitel 
oder Filme, kann allerdings sehr teuer 
werden. Die Identifizierung der Nutzenden 
ist bei Tauschbörsen für die Rechteinha-
benden sehr einfach und geschieht hun-
derttausende Mal im Jahr in Deutschland. 
Diese gehen zudem meist nicht wegen des 
Downloads gegen die Nutzer vor, sondern 
wegen dem zur Verfügung stellen von ur-
heberrechtlich geschützten Materialien. 
Das passiert beim Filesharing meist auto-
matisch, indem die heruntergeladene Da-
tenpakete gleichzeitig weiter verteilt wer-
den. Da die Nutzer sie dadurch Dutzenden 
zur Verfügung stellen, ergeben sich sehr 
hohe Schadensersatzforderungen von in 
der Regel 12.000 bis 17.000 Euro. Tatsäch-
lich unterbreiten  die Abmahnkanzleien 
dann meist ein Vergleichsangebot zu einer 
Zahlung von etwa 800 Euro. 

Ist die Nutzung von Tauschbör-
sen und Filesharing-Protokollen 
wie BitTorrent illegal?

Einen Stream geschaut und kriminell?
Wieviel Propaganda dabei ist, 

wenn es um Tauschbörsen und 
Streaming geht, zeigt schon die  

absurde Wortschöpfung „Raubkopierer“: 
Raub bezeichnet das Stehlen fremder Sa-
chen mit Gewalt - und das dürfte beim 
Vermehren von Bits selbst Megaupload-
Gründer Kim Schmitz nicht gelungen 
sein. Critica erklärt, wie die Rechtslage in 
Deutschland tatsächlich aussieht...

Unsere Top 3 Serien
Jetzt willst du auch was schauen? 
Wir stellen unsere Lieblings-Serien vor. 
Politisch, kritisch, unterhaltsam: 

Breaking Bad Mad Men The Wire

Jetzt nachlesen www.critica-online.de
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Nicole Gohlke ist hochschulpolitische Sprecherin der Linksfraktion im Bundestag. Im Interview 
erklärt sie, wieso das Parlament alleine nicht ausreicht, um die Gesellschaft zu verändern.

Interview 

Leuten eine neue Protestkultur entwickelt 
hat, die maßgeblich auf zwei Ursachen 
zurückzuführen ist: Erstens auf die De-
formation der Bildung und zweitens auf 
die miserablen Zukunftsaussichten der 
jungen Generation. Unter den Vorzeichen 
der  Finanz- und Wirtschaftskrise wird 
dieser Prozess nun weiter beschleunigt, 
denn alle Länder greifen letztlich zu den 
gleichen Methoden: das Zuschneiden der 
Hochschulen auf die Bedürfnisse der Pri-
vatwirtschaft wird forciert, die öffentliche 
Finanzierung wird zurückgefahren, De-
mokratie abgebaut und Privatisierungen 
vorangetrieben. Das ist die Situation, von 
der fast alle Angehörigen dieser Genera-
tion betroffen sind, von Großbritannien 
bis Chile. Letztlich ist also überall ein  
Potenzial für größere Proteste da.

Viele Studierende denken, der Bildungs-
streik habe hier gar nichts verbessert.

Das stimmt nur teilweise. Die Bologna-
Reform ist durchgesetzt, die Abhängigkeit 
der Hochschulen von Drittmitteln und das 
Konzept der "Unternehmerischen Hoch-
schule" weitgehend etabliert. Mir ist aber 
wichtig, trotzdem auch die Erfolge der Be-
wegung zu sehen. Zum Beispiel sind die 
Studiengebühren bis auf in Bayern und 
Niedersachsen in allen Bundesländern ab-
geschafft worden und gelten mittlerweile 
in der Öffentlichkeit komplett als Auslauf-
modell. 

Verglichen mit der '68er-Bewegung ist das  
kein großer Erfolg ... 

Gemessen daran, dass es den '68ern um 
nichts geringeres ging als die Etablierung 
einer gesellschaftsverändernden Pra-
xis an der Hochschule, stehen wir heute 
mit der Umgestaltung zur neoliberalen 
Hochschule recht schlecht da. Aber es ist  
schwierig, sich heute mit den 68ern zu 
vergleichen, weil die ökonomischen Spiel-
räume ganz andere sind. 

Seit 1960 ist das reale Bruttoinlandspro-
dukt jährlich im Schnitt um 6,1 Prozent 
gewachsen. Sind die Bedingungen für  
eine bessere Bildung heute nicht deutlich 
besser? 

critica: Die Band Ton Steine Scherben 
sang: "Ich bin nicht frei und ich kann 
nur wählen, welche Diebe mich besteh-
len, welche Mörder mir befehlen". Ist das  
Parlament der richtige Ort, um die Welt zu 
verändern?

Ich bin politisch aktiv geworden, um ge-
sellschaftliche Ausbeutungs- und Macht-
verhältnisse zu überwinden. Dabei reicht 
es meiner Überzeugung nach nicht aus, 
parlamentarische Mehrheiten zu verän-
dern, sondern es bedarf einer grundlegen-
den Veränderung der gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse. Als linke Bundes-
tagsabgeordnete bemühe ich mich, eman-
zipatorische Forderungen - speziell von 
Studierenden und jungen Leuten - aufzu-
greifen und sie in die Öffentlichkeit und 
ins Parlament zu tragen.

Wie kann das konkret aussehen?

Der Bildungsstreik, vor allem zu seinem 
Höhepunkt 2009/10, hat auf die Probleme 
der Studierenden und SchülerInnen auf-
merksam gemacht. Nur wegen der De-
mos und Besetzungen war die Regierung 
gezwungen, Stellung zur Bildungsmisere 
zu beziehen. Ich habe damals den Antrag 
"Forderungen des Bildungsstreiks ernst 
nehmen" ins Parlament eingebracht. Da-
rin habe ich die Bildungsstreik-Forde-
rungen der verschiedenen Hochschulen 
gebündelt und dann die Bundesregierung 
damit konfrontiert. 

In Griechenland, Spanien und Portugal 
probt Europas Jugend den Aufstand, Groß-
britannien erlebte 2011 die größte Studie-
rendenbewegung seit 1968 und in Chile 
waren hunderttausende SchülerInnen 
und Studierende monatelang für eine ge-
rechtere Bildungspolitik auf der Straße. 
Lassen sich daraus auch Prognosen für 
Studierendenbewegungen in Deutschland 
ableiten?

Es gehört ja zum Charakter sozialer Bewe-
gungen, dass sie meist spontan sind und 
es  daher schlecht vorhersehbar ist, wann 
sie losbrechen, wie groß sie werden und 
welche Dynamik sie haben. Ich glaube 
aber, dass sich in den letzten Jahren eu-
ropaweit und international unter jungen 

In den 70er Jahren brachte sogar die 
FDP Papiere raus, die sich für die soziale 
Öffnung der Hochschulen und die Ein-
führung der Drittelparität aussprachen. 
Das wäre heute völlig undenkbar. Wir 
befinden uns in der größten Weltwirt-
schaftskrise seit 1929. Marode öffentliche 
Haushalte, Fiskalpakt und Schuldenbrem-
sen sind die Rahmenbedingungen, unter 
denen heutige  Studierendenbewegungen 
ihre Forderungen aufstellen. Natürlich 
sind ihre Forderungen dennoch völlig 
richtig. Und der Bildungsstreik hat auch 
viel erreicht. Denn es ist überhaupt nicht 
selbstverständlich, dass die flächende-
ckende Einführung von Studiengebühren 
verhindert wurde. Vor allem, weil in fast 
allen anderen Ländern gerade Studien-
gebühren eingeführt oder dramatisch er-
höht wurden. 

Viele Occupy-AktivtistInnen lehnen Par-
teien ab. Brauchen wir die LINKE noch? 

Die LINKE hat ja ihre Wurzeln zu großen 
Teilen in den außerparlamentarischen 
Bewegungen, in der Gewerkschafts-, Frie-
dens-, Anti-Nazi- oder Umweltbewegung. 
Sie versteht sich auch als Sprachrohr für 
soziale Bewegungen und will deren For-
derungen parlamentarisch zur Geltung 
bringen. Das Wichtigste an der LINKEN 
ist aber, dass sie dem neoliberalen Kurs 
der anderen Parteien etwas entgegensetzt. 
Sie ist die einzige Partei, die den Kriegs-
kurs der anderen Parteien nicht mitträgt 
oder die den geplanten Fiskalpakt als das 
benennt, was er ist: als gigantische Kür-

zungsorgie sozialer Leistungen und Um-
verteilungsmaschinerie von arm zu reich. 
Dass diese Positionen überhaupt im Deut-
schen Bundestag oder Länderparlamen-
ten vertreten werden, eröffnet auch den 
außerparlamentarischen AkteurInnen 
größere Spielräume.

Die LINKE fordert in ihrem Programm 
einen radikalen Systemwechsel zu einem 
demokratischen Sozialismus. Wie stellt 
ihr euch einen Systemwechsel vor - soll 
der Kapitalismus per Beschluss des Bun-
destages abgeschafft werden? 

Wenn ein Beschluss alles wäre, dann wäre 
ich zumindest sehr skeptisch, ob das einen 
emanzipatorischen Charakter hat oder 
nicht einfach ein verordneter Sozialismus 
ist. Als Linke ist man ja auch gezwungen, 
sich mit den gescheiterten Versuchen des 
Sozialismus auseinanderzusetzen. Und 
da müsste der erste Schluss aus der Ge-
schichte sein, dass sich Sozialismus weder 
einfach beschließen noch mit irgendwel-
chen Zwangsmaßnahmen durchsetzen 
lässt. Nach meiner Überzeugung ist eine 
"Gesellschaft von Freien und Gleichen" 
in erster Linie Resultat eines emanzipa-
torischen Prozesses, der letztlich alle Be-
reiche der Gesellschaft umfassen muss. 

Wie soll das aussehen?

Darunter verstehe ich Prozesse, in denen 
möglichst viele Menschen anfangen, ihre  
Interessen selbst zu vertreten. In der ka-
pitalistischen Gesellschaft, in der sich 
systematisch die Interessen einer kleinen 
Minderheit gegenüber denen der Mehr-
heit durchsetzen, bekommt der Großteil 
der Menschen das Gefühl, nichts verän-
dern zu können und dass „die da oben“ 
ohnehin machen, was sie wollen. Doch so-
bald Menschen in Bewegung geraten und 
sich als kollektiver Akteur konstituieren, 
wie wir es beim Sturz von Mubarak in 
Ägypten gesehen haben, erleben sie, dass 
sie gemeinsam vieles erreichen und ihre 
Geschicke selbst bestimmen können. Die 
LINKE kann eine Partei sein, die genau 
diese Prozesse befördert. 

Das Parlament vertritt die Interessen der 1%

Das Interview führte Ole Guinand.

Foto: critica / Ole Guinand
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[8] AG Praxis  

Im Mitgliedermagazin des SDS, der pra-
xis. können theoretische und verbandsin-
terne Debatten geführt werden. Einmal 
pro Semester erscheint das 30-50 seitige 
Heft, in dem alle Mitglieder und Aktiven 
des SDS eingeladen sind, ihre Beiträge zu 
veröffentlichen. Schwerpunkt der aktu-
ellen Ausgabe ist das Thema „Organisa-
tionspraxis“ sowie eine Diskussion über 
das Thema Prostitution. 

dielinke.

SDS
Einfach ausfüllen und abschicken an: Die Linke.SDS Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin oder per Mail: info@linke-sds.org.  Fragen?  030-24009134

Frequently Asked Questions 

[3] Die bundesweiten Arbeitskreise (BAKs) 

[5] BAK Klima  

Der BAK Klima befasst sich mit dem 
Thema Ökologie aus einer antikapita-
listischen Perspektive. Er untersucht 
den systematischen Zusammenhang 
zwischen Profitstreben, kapitalistischen 
Wachstumszwang, Umweltverschmut-
zung und Klimawandel. Die Grundüber-
zeugung: eine umwelt- und ressourcen-
schonende Lebensweise ist nicht durch 
technokratische Lösungen zu erreichen, 
sondern bedarf einer grundsätzlichen 
Gesellschaftsveränderung. Er ist regel-
mäßig bei Castor-Blockaden aktiv. 

[4] AG Kritische Wissenschaft  

Die Arbeitsgemeinschaft Kritische Wis-
senschaft (AG KriWi) beschäftigt sich vor 
allem mit den politischen und wirtschaft-
lichen Herrschaftsverhältnissen, die die 
derzeitige Wissenschaft bestimmen. In 
der AG KriWi versammeln sich Gruppen 
verschiedener Fachdisziplinen, um der do-
minanten Wissenschaftspraxis alternative 
Theorien und Lehrkonzepte entgegenzu-
stellen. Aktuell hat die AG Kritische Wis-
senschaft eine Broschüre zur „Hochschule 
im Kapitalismus“ herausgebracht, in der 
neben einer Kritik an den bestehenden 
Hochschulen auch konkrete Utopien ent-
wickelt werden. 

[6] AG critica  

Die AG critica erstellt die Semesterzei-
tung des SDS, Deutschlands größte Stu-
dierendenzeitung. Neben der Themen-
recherche, dem Führen von Interviews, 
dem Schreiben von Kommentaren zu 
aktuellen politischen Entwicklungen 
und dem Layouten der Printausgabe, 
kümmert sich die Redaktion auch um 
ihr neues Onlinemagazin: www.critica-
online.de. Seit Herbst letzten Jahres fin-
den sich dort fast täglich neue Artikel zu 
verschiedensten Themenbereichen. 

[2] BAK Antifa  

Der BAK Antifa beschäftigt sich mit 
den Themen Antifaschismus und Anti-
rassismus. Er ist einerseits eine Vernet-
zungsplattform für Theoriebildung und 
Erfahrungsaustausch, andererseits aber 
auch Ort der Mobilisierung gegen fa-
schistische Aktionen, wie zum Beispiel 
den alljährlichen Neonazi-Aufmarsch im 
Februar in Dresden. Neben der Bekämp-
fung von offenem Neonazismus beschäf-
tigt sich der BAK Antifa mit Rechtspopu-
lismus und Rassismus in der Mitte der 
Gesellschaft und arbeitet aktuell zum 
20. Jahrestag des Pogramms in Rostock-
Lichtenhagen. 

[1] BAK Antimilitarismus und 
Frieden

Der Bundesarbeitskreis Antimilitaris-
mus und Frieden (BAK AuF) ist ein Zu-
sammenschluss von Mitgliedern von Die 
Linke.SDS und der Linksjugend ['solid], 
die sich für Internationalismus und Frie-
den einsetzen. Der BAK AuF wirkt als 
Plattform gegen (Neo)Imperialismus und 
Militarisierung  für eine antikapitalis-
tische Friedenspolitik auf der Höhe der 
Zeit. Dafür erarbeitet er Positionen zu in-
ternationalen Konflikten und bringt sich 
aktiv in die antiimperialistische Politik 
ein, aktuell z.B. in den Konflikt um das 
iranische Atomprogramm. 

[3] BAK Feminismus  

Der BAK Feminismus untersucht, warum 
der Anspruch einer echten Gleichberech-
tigung von Mann und Frau noch nicht 
verwirklicht wurde und in welchem 
Zusammenhang Kapitalismus und Patri-
archat stehen. Neben der Theoriearbeit 
beschäftigt sich der BAK u.a. mit Fragen 
nach Reichweite und Grenzen konkreter 
frauenpolitischer Instrumente, wie z.B. 
Frauenquoten und Frauenplena. Auch 
die gesellschaftliche Unterdrückung 
der Frau wird reflektiert und im eige-
nen Verband analysiert, beispielsweise 
zurzeit im Rahmen eines Frauen-Förder-
Programms im SDS. 

[1] Worum geht's?   

Die Linke.SDS – kurz für Sozialistisch-De-
mokratischer Studierendenverband –  ist 
seit seiner Gründung im Mai 2007 an den 
deutschen Hochschulen aktiv. Wir streiten 
für bessere Studienbedingungen an den
Hochschulen und verstehen dies als Teil 
eines umfassenden gesellschaftlichen 
Kampfes gegen den marktradikalen und 
antidemokratischen Umbau der Gesell-
schaft, gegen die Krise, gegen Sozialabbau, 
gegen Ausgrenzung und Diskriminierung 
aller Art, gegen Krieg und Umweltzerstö-
rung. 

[2] Wie kann ich mitmachen?  

An über 50 Hochschulen in Deutschland 
gibt es bereits aktive Gruppen, die sich 
immer über neue Mitstreiter und Mitstrei-
terinnen freuen. Eine Übersicht aller Grup-
pen und weitere Informationen findet ihr 
unter www.linke–sds.org. 
An deiner Hochschule gibt es noch keine 
Gruppe? Dann gründe doch einfach eine! 
Wir sind dir gerne dabei behilflich. Wende 
dich dazu einfach an info@linke-sds.org 

Ich will...

 Infos zu den Krisen-Protesten
 Infos zum Kongress "Demokratie vs. Kapitalismus"
     vom 30.11 bis 2.12 in Köln
 kostenloses Material und criticas zum Verteilen
 mehr Infos über Die Linke.SDS
 bei Die Linke.SDS mitmachen!

Vorname Name:

Adresse:

Hochschule / Stadt:

E-Mail:

Handy:

[7] Kongress-Team 

Die Linke.SDS wird im kommenden 
Wintersemester einen bundesweiten 
Kongress mit dem Titel "Demokratie vs. 
Kapitalismus" veranstalten, der sich vor 
allem um die Krise der Demokratie dre-
hen und in Köln stattfinden wird. Da dies 
vorbereitet sein will, hat sich eine Ar-
beitsgruppe im SDS konstituiert, die den 
Kongress organisatorisch und inhaltlich 
vorbereiten möchte. Das nächste Treffen 
ist Ende Mai in Köln.  

Illustration: Sascha Colleti



Schwul?

Warum sich in Deutschland noch kein einziger 
Profifußballer als homosexuell geoutet hat. Von Andreas Kerkemeyer 

critica Zeitung von Die Linke.SDS (Sozialistisch–Demokratischer Studierendenverband)  Ausgabe Nr. 8 / 2012  www.critica-online.de

                                                                       
Save the Date: 30. November bis 2. Dezember 2012, Köln

»Kapitalismus vs. Demokratie«

wird, nachdem sich einer von ihnen als ho-
mosexuell geoutet hat. Solange Homosexu-
alität unter Fans als Stigma gilt und Spieler 
sich vor feindlichen Reaktionen fürchten 
müssen, werden sich wohl auch die mei-
sten Vereine, Funktionäre und Sponsoren 
nicht trauen, entschieden gegen Homo-
phobie vorzugehen. 
Das haben auch die Autoren Dirk Leib-
fried und Andreas Erb bei der Recherche 
für ihr Buch „Das Schweigen der Männer“ 
gemerkt: Nur vier von 36 Bundesligave-
reinen waren bereit, auf ihre Fragen zu 
antworten. Bundestrainer Joachim Löw 
blockte monatelang Interviewanfragen der 
beiden ab, und auch Sponsor Nivea zeigte 
sich wenig kooperationsbereit.  
Die „Fußballfans gegen Homophobie“, eine 
Initiative, die sich im Umfeld des Fußball-
vereins Tennis Borussia Berlin gründete, 
hat sich vorgenommen, das Problem of-
fensiv anzugehen. Mit einem Blog zum 
Thema, einem lila Banner, das von Spiel 
zu Spiel reist, der Sammlung von Unter-
schriften und anderen Aktionen wollen 
sie etwas gegen Diskriminierung in den 
Stadien und Tabuisierung in den Vereinen 
tun. Auch der FSV Frankfurt engagiert 
sich und hat vor einigen Monaten als wohl 
erster Profiverein der Welt eine Initiative 
gegen Homophobie gestartet. Ein emanzi-
patorischer Wandel im Fußball braucht 
noch einen langen Atem.

Geschlechterklischees noch viel weitge-
hender als im Rest der Gesellschaft. 
"Schwul" gilt in diesem Universum, sowohl 
auf dem Platz als auch in der anonymen 
Fankurve, noch häufig als Schimpfwort, 
denn damit wird assoziiert, dass man 
„weich“ oder „weiblich“ sei. Das passt aber 
nicht recht  zum Idealbild des durchset-
zungsstarken, kämpferischen und harten 
Kickers. 

Vom Deutschen Fußballbund (DFB) haben 
die homosexuellen Profis nicht zu viel zu 
erwarten. Der DFB hat zwar das Problem 
von Homophobie im Profifußball erkannt. 
DFB-Präsident Theo Zwanziger hat öffent-
lich erklärt, den ersten Profi, der sich ou-
tet, zu unterstützen. Doch an den Ursachen 
des Problems möchte man beim DFB nicht 
arbeiten. Die Devise lautet derzeit: „Ab-
warten und Tee trinken.“ Denn solange 
kein Profi sich outet, besteht nach der DFB-
Logik auch kein Handlungsbedarf. 
Ein Grund für die Halbherzigkeit ist sicher-
lich, dass Fußball nicht nur ein schöner 
Sport, sondern auch ein Goldesel ist. Bit-
burger wird zumindest länger überlegen, 
ob sie die Werbung mit sich in den Armen 
liegenden Fußballern noch ausstrahlen 

sexualität offener angegangen. Die lang-
jährige Nationaltorhüterin Nadine Ange-
rer erklärte dem „Zeit Magazin“ in einem 
Interview, dass sie bisexuell sei. Diese 
Äußerungen führten weder zu ewigen Dis-
kussionen in deutschen Talkshows noch 
zu Buh-Rufen in den Stadien. Von anderen 
Spitzenfußballerinnen ist bekannt, dass 
sie homosexuell sind. Reaktionen hierauf? 
Fehlanzeige. Offenbar empfinden es weder 
Frauen noch Männer als einen Angriff auf 
ihre sexuelle Identität, wenn Frauen im 
Profifußball sich offen zu ihrer Bi- oder Ho-
mosexualität bekennen. 
Das liegt aber nicht an der Aufgeklärtheit 
der Gesellschaft. Denn das Stereotyp der 
eher burschikosen Lesbe ist einfach deut-
lich kompatibler mit dem Klischee-Bild der 
Hochleistungssportlerin als das Bild des 
femininen Schwulen mit dem harten Kerl 
auf dem Platz. 
Es bleibt die Frage, warum es für das An-
sehen eines Profifußballers mindestens 
genauso wichtig ist, auf Frauen zu stehen, 
wie auf dem Platz einen guten Job zu ma-
chen. Der Profisport, der in seiner heutigen 
Form erst im 19. Jahrhundert aufkam, war 
sowohl auf dem Platz als auch auf den 
Rängen stets von Männern dominiert. Da-
ran hat sich bis heute nicht viel geändert, 
auch wenn es mittlerweile schick ist, wenn 
Papa mit seiner Tochter am Samstag zum 
Fußball geht. In dieser Männerbastion sind 

Es mutet geradezu grotesk an, dass 
von keinem der insgesamt 450 Profi-
fußballer der 1. Bundesliga bekannt 

ist, dass er Männer liebt. Statistisch gese-
hen ist es äußerst unwahrscheinlich, dass 
kein einziger von ihnen homosexuell ist. 
Das bedeutet aber auch, dass die Betrof-
fenen sich bewusst dafür entscheiden, dies 
nie öffentlich zu thematisieren.
Für diese Entscheidung gibt es allerdings 
gute Gründe. Der ehemalige Fußballer 
Marcus Urban, der sich kurz vor seinem 
Sprung in den Profifußball outete, fasst es 
so zusammen: „Man darf ja mit keiner Ge-

ste oder Äußerung seine Neigung erkenn-
bar machen, denn das gefährdet die Kar-
riere, für die ein Spieler sein Leben lang 
gearbeitet hat. Deswegen haben Spieler 
so viel Angst vor Entdeckung - das kostet 
Kraft, Selbstbeherrschung und tut richtig 
weh.“ Ein psychisch enorm belastendes 
Doppelleben zu führen, ist für viele Fuß-
baller daher Realität. So beendete auch 
Marcus Urban nach seinem Outing Anfang 
der 1990er Jahre sein aktives Fußballer-
Dasein. Noch heute rät er Profis davon ab, 
sich zu outen. 
Im Frauenfußball wird das Thema Homo-

Halbherziges Vorgehen des 
Deutschen Fußballbundes

Lesben passen besser 
zum Klischee

Der große Krisenkongress 
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Warum er sich eine neue Studierendenbewegung
und eine Linksfraktion im Landtag wünscht, erklärt Christoph Butterwegge im Interview.
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NRW braucht 
eine starke 
LINKE

Interview tels Modulen in kleine Häppchen geteilt 
sind. Früher konnte man zwischen zahl-
reichen Lehrveranstaltungen auswählen 
und seinen Interessen gemäß studieren. 
Heute wird jedem Studierenden genau 
vorgeschrieben, welche Veranstaltung er 
oder sie wann besuchen muss. Eine ver-
mehrte Zahl von Leistungsnachweisen 
und neu eingeführte Anwesenheitsnach-
weise sorgen für massiven Leistungs-
druck. Gleichzeitig haben sich die Ar-
beitsbedingungen der Lehrenden enorm 
verschlechtert.

Ein renommierter Wissenschaftler wie 
du ist davon sicher kaum betroffen.
Schön wäre es. Das „Campus Manage-
ment System“ weist jedem Studierenden 
seine Veranstaltungen zu. Da gibt es für 
meine Seminare keine Ausnahme. Und 
der Computer fragt nicht, ob sich die 
Studierenden für meine Themen interes-
sieren.

Sind durch die zusätzlich geschaffenen 
Studienplätze die Veranstaltungen weni-
ger überfüllt?
Du verwechselst zusätzliche Studien-
plätze mit zusätzlichen Veranstaltungen 
oder Lehrkräften. Das ist nicht dasselbe.

Sondern?
Die „neuen Studienplätze“ bedeuten nur, 
dass mehr Studierende zugelassen wer-
den. Angebot und Personal werden nicht 
entsprechend verbessert oder vermehrt. 
Allenfalls schafft man Lecturer-Stellen, 
die befristet sind und das akademische 
Prekariat vergrößern.

Was heißt das für dich?

Christoph Butterwegge, du arbeitest seit 
Jahren im Wissenschaftsbetrieb. DIE LIN-
KE kritisiert, dass Universitäten wie profit- 
orientierte Konzerne geführt werden. 
Stimmt das?
Jedenfalls werden sie immer mehr zu 
„normalen“ Unternehmen, die sich in der 
Konkurrenz behaupten müssen und zu 
akademischen Berufsschulen gemacht. 
Bezeichnenderweise wurde das „Hoch-
schulfreiheitsgesetz“ der NRW-Landesre-
gierung Rüttgers/Pinkwart von der Ber-
telsmann Stiftung entworfen. Aus dieser 
neoliberalen „Denkfabrik“ stammende 
bzw. ihr nahestehende Experten beset-
zen auch heute noch Schlüsselstellungen 
im Wissenschaftsministerium.

Was ist denn daran schlecht, wenn die 
Hochschulen mehr Freiheit haben?
Leider hält das Gesetz nicht, was sein 
Name verspricht. Es zielt nicht auf mehr 
Freiheit, sondern auf Marktabhängigkeit 
der Hochschulen.  An die Stelle der Kon-
trolle durch gewählte Landespolitiker 
trat mit dem Gesetz die Beeinflussung 
der Hochschulen durch Honoratioren, 
Konzernvorstände und Lobbyisten. 
Hochschulräte wurden eingeführt, die 
sich größtenteils aus Wirtschaftsvertre-
tern zusammensetzen und Weisungsbe-
fugnisse gegenüber dem Rektorat haben.

Was bedeutet das für Studierende?
Vor allem die Verschulung, „McDonal-
disierung“ und Anpassung des Studi-
ums an die Bedürfnisse der Wirtschaft. 
Ständig werden neue Bachelor- und 
Masterstudiengänge eingeführt, die mit-

Dass zu Beginn dieses Semesters in 
meinen zwei Vorlesungen und zwei Se-
minaren über 1000 Studierende saßen 
– und viele auch draußen auf dem Flur 
standen. Ich bekam unzählige E-Mails 
von Studierenden, die mich baten, sie 
trotz der Teilnahmebeschränkungen 
durch das „Campus Management Sys-
tem“ aufzunehmen. Manche entschuldi-
gten sich für ihre Krankheit und boten 
mir ärztliche Atteste an, um ihren An-
wesenheitsnachweis nicht zu verlieren. 
Die „unternehmerische Hochschule“ ist 
durch ein Klima der Angst gekennzeich-
net, das kritische Diskussion und krea-
tives Arbeiten unmöglich macht.

Haben die Hochschulen nicht Milliarden 
Euro aus Konjunkturprogrammen und 
der Exzellenz-Initiative bekommen?
Damit werden Exzellenz-Cluster und 
Leuchtturmprojekte für eine akade-
mische Elite finanziert. Wo, wie bei uns, 
hauptsächlich Lehramtsstudierende 
unterrichtet werden, sieht man davon 
kaum einen Cent. Es wird weiter ge-
kürzt, teilweise sind sogar die Biblio-
theksbestände nicht davor  geschützt. 
An der Hochschule ist es wie in anderen 
Gesellschaftsbereichen: Wenige Gewin-
ner profitieren davon, dass es immer 
mehr Verlierer gibt.  

Aber vor wichtigen Entscheidungen wer-
den Professoren wie du doch sicher um 
ihre Meinung gebeten?
Davon kann leider keine Rede sein. 
Beispielsweise hat die Universität zu 
Köln einen Kooperationsvertrag mit 
dem Chemie-Konzern Bayer abgeschlos-
sen, dessen Inhalt geheim ist. Außer 

einem kleinen Führungskreis, der die 
Entscheidungen trifft, erfährt davon 
niemand ein Wort. Schließlich sitzt der 
Vorsitzende des Hochschulrates nicht 
zufällig im Vorstand der Bayer AG.  
Dies widerspricht meinem Wissen-
schaftsverständnis diametral.

Am 13. Mai ist Landtagswahl. Gibt es 
eine Chance, dadurch etwas zu verän-
dern?
Es wäre wichtig, weiter eine LINKE-
Fraktion im Landtag zu haben. Durch sie 
war Rot-Grün gezwungen, die Studien-
gebühren relativ schnell abzuschaffen. 
Jetzt müssen die Hochschulräte folgen! 
Falls die künftige Regierung im Parla-
ment nur von der CDU kontrolliert wird, 
dürfte sich die Hochschulpolitik wieder 
stärker nach den Wünschen der Wirt-
schaft richten. Norbert Röttgen würde 
als Ministerpräsident sogar das Wissen-
schafts- mit dem Wirtschaftsministerium 
zusammenlegen.

Nach der letzten Umfrage werden auch 
die Piraten mit 11 Prozent in den Land-
tag kommen.
Das zeigt, wie enttäuscht viele Bürger 
vom politischen System sind. Aber die 
Piraten könnten nur dann etwas bewe-
gen, wenn sie einen gesellschaftspoli-
tischen Kompass hätten. Was nützt das 
größte Piratenschiff, wenn keiner weiß, 
ob es nach Backbord oder nach Steuer-
bord segelt?

Mal ehrlich: Glaubst du wirklich, dass 
DIE LINKE im NRW- Landtag der Hoch-
schulpolitik eine andere Richtung geben 
kann.
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proteste in NRW und auch der Einzug der 
Partei DIE LINKE in den Düsseldorfer 
Landtag dabei gespielt haben.
Gemeinsam mit vielen Aktivistinnen und 
Aktivisten haben sich auch DIE LINKE und 
der Studierendenverband Die Linke.SDS 
an den erfolgreichen Bildungsstreiks und 
Hörsaalbesetzungen 2009/2010 beteiligt. 
Mit einer der ersten parlamentarischen  
Initiativen hat die neue Linksfraktion 
außerdem die sofortige Abschaffung der 
Studiengebühren zum Wintersemester 
2010/11 gefordert und im Parlament bean-
tragt. SPD und Grüne wurde davon über-
rascht und taten die Forderung als absolut 
populistisch ab. Ihrerseits hatten sie sich 
eine Abschaffung der Campusmaut erst 
für das Wintersemester  2011/12 vorge-
nommen. Durch den Vorstoß unter Druck 
gesetzt,  wurde daraufhin fieberhaft an ei-

Oft bekomme ich zu hören: „Jetzt ist 
alles gut, die Studiengebühren in 
NRW sind abgeschafft.“ Doch das 

ist ein Trugschluss. Die Abschaffung der 
Studiengebühren war ein hartes Stück Ar-
beit und dabei nur ein erster Schritt auf 
dem Weg zu demokratischen Hochschulen. 
Gleichzeitig zeigen die Schritte, die bis zur 
Abschaffung der Studiengebühren geführt 
haben, welche wichtige Rolle die Bildungs-

ner Abschaffung gearbeitet, samt Urlaubs-
sperre für das Wissenschaftsministerium 
NRW.
Im Wahlkampf hatte Hannelore Kraft zur 
Geschwindigkeit der Abschaffung jedoch 
noch eine andere Position. In der Rhei-
nischen Post vom 14. April 2010 erklärte 
sie, die Gebühren erst bis Ende 2012 ab-
schaffen zu wollen.  „Spätestens bis Mitte 
der Legislaturperiode sind wir bei null“, 

Die Abschaffung der Studien-
gebühren war nur der Anfang!
Der Druck der Studierendenproteste und der Linksfraktion im Düsseldor-
fer Landtag darf nicht aufhören, meint Hilmar Schulz

sagte Kraft. Vorerst solle die Uni-Maut nur 
gesenkt werden. Das zeigt, dass die kom-
plette Abschaffung der Gebühren schon 
zum Wintersemester 2011/12 ohne Pro-
teste und die Initiative der Linksfraktion 
kaum möglich gewesen wäre. Doch jetzt 
davon auszugehen, dass es keine weiteren 
Konfliktpunkte in der nordrhein-westfä-
lischen Hochschulpolitik gibt, wäre naiv. 
In den letzten Jahren wurden die Hoch-
schulen  mehr und mehr zu Unternehmen 
umgebaut, die weniger an kritischem Den-
ken interessiert sind als an Ergebnissen, 
die den Verwertungsinteressen privater 
Unternehmer dienen. Deshalb wurden 
wirtschaftlich verwertbare Fächer geför-
dert, während bei  Geistes-, Gesellschafts- 
und Kulturwissenschaften gekürzt wurde.  
Bildung wird nur noch als Investition ange-
sehen und muss sich volkswirtschaftlich 

rechnen. Das  ist wissenschaftsfeindlich.
Dem Prinzip der „unternehmerischen 
Hochschule“ muss eine Alternative ent-
gegengesetzt werden. Das  „Hochschul-
freiheitsgesetz“, dass die schwarz-gelbe 
Landesregierung 2006 verabschiedet hat, 
ist Teil dieser Ausrichtung und hat einen 
Pseudowettbewerb unter den Hochschulen 
in NRW geschaffen. Das System Hochschu-
le soll und muss stattdessen neu gedacht 
werden.  Als Antwort auf das Hochschul-
freiheitsgesetz muss ein neues, sozial ge-
rechtes und inklusives Hochschulsystem 
geschaffen werden. Hochschulen sind der 
Gesellschaft gegenüber verantwortlich 
und nicht den Verwertungsinteressen des 
Kapitals. Sie sollten Orte sein, an denen 
unabhängig  an der Lösung gesellschaft-
licher Probleme gearbeitet wird und nicht 
nur daran, Profite zu maximieren.

Wichtig sind:
 Die gesellschaftliche Zielbestimmung 
der Hochschulen als Orte des wissen-
schaftlich-kritischen Denkens und Reflek-
tierens.
 Die Rückführung der Hochschulfreiheit 
und  die Änderung der Rechtsstellung der 
Hochschulen in Körperschaften öffentlichen 
Rechts unter Aufsicht des Landes.
 Die Verankerung einer Forschungsfol-
gen-verantwortung, die alle Mitglieder der 
Hochschulen und die Hochschulen selbst 
dazu verpflichtet, nur für friedliche und 
nicht gegen den Menschen gerichtete Zwe-
cke und Zielsetzungen zu forschen.
 Die Abschaffung der Hochschulräte.

 Die Linke hat im Landtag bereits die Ab-
schaffung der Hochschulräte und eine Ma-
sterplatzgarantie gefordert. Diese Vor-schlä-
ge wurden von SPD und Grünen gebremst, 
obwohl Ähnliches auch in ihren Wahl-
programmen steht. So sieht anscheinend 
der „Realitätscheck“ aus, dem Hannelore 
Kraft nach den Wahlen 2010 die Wahlpro-
gramme unterziehen wollte.  Deshalb  ist 
es wichtig, dass es im Düsseldorfer Landtag 
weiterhin eine Fraktion gibt, die dem einsei-
tigen Wirtschaftskurs etwas entgegensetzt 
und die Interessen von Studierenden und  
Beschäftigten konsequent vertritt.

Nach der Wahl 2010 ging es zuerst zum Bildungsstreik - danach in den Landtag.

Mit ein paar Abgeordneten allein 
nicht. Was wir darüber hinaus brau-
chen, ist eine neue Bewegung und 
mehr außerparlamentarischen Pro-
test.

Was soll das heißen?
Durch die neoliberale Hochschulpo-
litik ist der Druck auf die Studieren-
den, sich anzupassen heute so hoch 
wie seit einem halben Jahrhundert 
nicht mehr. Wer ein Seminar nicht ab-
schließt, hat sich vergeblich bemüht. 
Wer keine erstklassige Bewertung 
hat, bekommt keinen vernünftigen 
Job. Resignation, Konformismus und 
Karrierismus machen sich breit.

Klingt nicht gerade nach Aufstand 
oder Protest.

Auf jede Aktion folgt eine Reaktion. 
Je stärker man die Hochschulen im 
Sinne der wirtschaftlichen Verwert-
barkeit ihrer Tätigkeit instrumenta-
lisiert, umso eher wächst auch das 
Protestpotenzial.  Schaut nach Grie-
chenland oder Ägypten. Man kann 
junge Menschen nicht jahrelang un-
ter Druck setzen, ohne dass sich eine 
enorme Wut anstaut.

Die wozu führt?

Die Zeit ist reif für ein neues ’68. 
Gerade wird immer mehr Menschen 
bewusst, dass die Renditeziele der 
Banken und Konzerne nicht das sind, 
wofür sie leben und arbeiten wollen. 
Die große Mehrheit leidet darunter, 
dass eine kleine Minderheit die Welt 
beherrscht. Dagegen lohnt es sich zu 
kämpfen.

Das erwartest du von den Studieren-
den?

Bildung ist viel zu wichtig, um sie 
dem blinden Wüten der Marktkräfte 
zu überlassen. Ich wünsche mir, dass 
die Universität zu einem Forum des 
kritischen Denkens wird und hoffe 
auf einen Kurswechsel in der Hoch-
schulpolitik, möglichst noch vor mei-
ner Pensionierung in vier Jahren. 

Christoph Butterwegge ist Profes-
sor für Politikwissenschaft an der 
Universität Köln und Deutschlands 
bekanntester Armutsforscher.

Das Interview führte Hans Krause


